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Deutſchland. 
9. C. RNeichstags⸗Verhandlungen. 
16. Sitzung vom 11. März. 
& 11 uhr. Am Tiſche des Bundesrathes v. Kameke, Hofmann, Graf 
tolberg, v. Verdy, Scholz u. A. 5 
5 Der Vertreter des 9. badiſchen Wahlkreiſes, Abg. Katz (deutſch⸗conſer⸗ 
jerib) iſt geftern Abend einer Lungenentzündung erlegen. Das Haus ehrt 
195 Andenken in der üblichen Weiſe. Der Abg. Krätzer (Centrum), Ver⸗ 
letter des 3. niederbaieriſchen Wahlkreiſes, hat wegen eines ſchweren Augen: 
eidens fein Mandat niedergelegt. Eingegangen ſind ein Nachtrag zum 
tat der Reichspoſtverwaltung und ein Schreiben des Reichskanzlers, das 
em Reichstage von der Ernennung des Geh. Ober⸗Regierungsrathes Tiede⸗ 
aun zum Bevollmächtigten des Bundesrathes Kenntniß giebt 

Die Etatsberathung wird fortgeſetzt und zunächſt die Abſtimmung 
Über Titel 82 der einmaligen Ausgaben des Etats der Verwaltung des 
eichsheeres, die am Montag wegen der Beſchlußunfähigkeit des Haufes 
One Reſultat geblieben war, wiederholt. Es handelt ſich um die Bewilli⸗ 
ung von 800,000 M. als erſte Rate für den Neubau eines Kaſernements 

r das von Meißen nach Dresden zu verlegende 2 Jäger⸗Bataillon Nr. 13. 
ie Abgg. Rickert und Richter hatten die Verweiſung dieſes Titels an die 
Vudget⸗Commiſſion beantragt. Dieſer Antrag wird heute, wie die Zählung 
ergiebt, mit 138 gegen 96 Stimmen abgelehnt, die Poſition iſt alſo be⸗ 
Alligt. Mit der Mehrheit ſtimmen v. Hölder und v. Treitſchle, mit der 
Dinderbeit Falk. Alle übrigen einmaligen Ausgaben und die Einnahmen 
es Militairetats werden ohne Debatte genehmigt bis auf die Einnahmen 
aus der Anleihe, weil der Bericht der Budgetcommiſſion über das Anleihe⸗ 
Ale überhaupt noch nicht erſtattet iſt. ö l 
s folgen nun die noch reſtirenden einmaligen Ausgaben im Etat des 
Auswartigen Amts, die an die Budgetcommiſſion verwieſen waren: 200,000 

alk 5. und letzte Rate zum Bau des Botſchafts hotels in Wien und 30,000 
Die Subbentian an die pee des Dr. Dohrn in Neapel. 

e Commiſſion hat gegen beide Titel ni zu erinnern. 

Durch eine Reihe von Jahren wurden an dieſer Stelle 150,000 M. für 
die Ausgrabungen in Olympia gefordert und bewilligt. Dieſe Position 
ehrt nicht mehr wieder, im Etat des Auswärtigen Amts wird ſie im Ver⸗ 
leich zum Vorfahre als weggefallen aufgeführt. (Nach den Zeitungen bat 
Ab Maieftät der Kaiſer 90,000 Mark aus dem Dispoſitionsfonds für den 
N ſchluß der Ausgrabungsarbeiten bewilligt.) Abg. v. Bunſen Mnüpft 
ran folgende Bemerkungen: Der Schein iſt gelöft, die Zuſage ift erfüllt 
sonden. ch habe nicht die Abſicht, die Einſetzung eines nachträglichen Zu⸗ 
Wauſſes in den Etat zu verlangen, ſo bereitwillig ich auch einer Nachfor⸗ 
arıMg ſeitens der Reichsregierung Folge gegeben habe würde. Ein der⸗ 
datiger Verſuch braucht ja nicht immer zu mißlingen; er ſollte aber nur 
Hun vorgenommen werden, wenn eine zuſtimmende Aeußerung vom 
5 undesrathstiſche aus in beinahe ſicherer Ausſicht ſteht, und ſollte unter: 

leiben, wenn der beabſichtigte Zweck, wie es diesmal der Fall, auch auf 
anderem Wege erreicht werden kann, alſo ein würdiger Abſchluß der Ar⸗ 
beiten noch immer geſichert erſcheint. Aber dieſe uneigennützigſte aller 
nternebmungen, welche jemals irgend ein Staatsweſen archäologiſchen 
und künſtleriſchen wecken gewidmet hat, darf nicht von der Bildfläche ver⸗ 
förinden, ohne daß ein Wort der Anerkennung dem Gedanken, wie deſſen 
usfübr ung gewidmet, oder ohne daß der Schlußarbeit von hier aus ein 
Glückwünſch mit auf den Weg gegeben und damit von uns nicht geſagt 
werde, daß Deutſchland wie im Taumel toller Jugendjahre einmal für einen 
dealen Zweck Hunderttauſende geopfert, dann aber, ernüchtert und ohne die 
aufgabe zu vollenden, wie von einem ſchlechten Geſchäft, bei dem nur ein 
aax Gipsabgüſſe herausgekommen ſeien, ſich abgewandt habe. 3 
le oll doch Jemand in den letzten Tagen — ich habe es ſelbſt nicht ge 
ſen — die grobe Verleumdung ng ar baben, als wäre das und nicht 
die, wie ich anerkenne, vollſtändig legitime Rückſicht auf die Finanzen des 
Reiches zur Zurückziehung eines Antrages auf Nachbewilligung beim Bundes⸗ 
rathe. Wir billigen es heute, wie vor 5 oder 6 Jahren, daß unſer Land, 
obne für ſich etwas zu ſuchen, eine Culturſtätte bloszulegen unternahm, 
auf der in ſieben⸗ oder mehrbundertjähriger Lebensfülle das geiſtreichſte 
und ſchönbeitliebendſte Volk aller Zeiten gelebt und für alle Zeiten gewirkt 
dat. Die Hoffnung, daß trotz aller Beraubungen durch die alten Römer 
den kotz mehrfacher Erdbeben, der wohlthätige Schlamm des Alpbeus von 
imm, mehr als 3000 Bildſäulen, welche die Altis Olympias geſchmückt, 
zander noch einen erheblichen Theil gerettet haben möchte, hat ſich in über⸗ 
aſchend kurzer Zeit vollſtändig erfüllt. 
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Die ganze Altis mit ihren Heilig⸗ 
Hamer und Denkmälern, mit unzähligen Sprach- und Schriftproben it 
inoppeleat- Es find jene Giebelcompolitionen entdeckt worden, welche, ob: 

Ol unvollkommen in ihrer Ausführung, doch groß und energiſch aus: 
gedacht ſind, und darunter vor allem jene zwei unübertrefflichen Originale 
arbeiten größter Künſtler, die Nike des Paionios und der Hermes des 
Grariieles Heute fehlt verhältnißmäßig ſehr wenig. Das Stadion, das 
d Ymnafium, das Hippodrom, drei ſehr weitläufige Gebäude in der Nähe 
zer Altis find zwar entdeckt, aber noch nicht blosgelegt worden, und aus 
vn iſt eine Reihe von architektoniſchen Geſetzen abſtrahirt worden, welche 
ie rundlagen der Lehren des Vitruvius bilden, auf denen die Renaiſſance 
Kuptſächlich beruht. Manches mag auch im Laufe der Jahrhunderte ber: 
bleppt worden ſein, was noch immer der Aufhebung harrt. Daher iſt 
eine Einſtellung der Arbeiten jezt durchaus nicht thunlich und wird auch 
pocht ſtattfinden. Auch auf dem Gebiet der Kunſt bildet nicht der Beſitz 
ondern die That den ſchönſten Ruhmestitel der Nationen, und eine That 
er deutſchen Nation ſtellen jene paar Dutzend Gypsabguſſe allerdings dar, 
eine That, welche wir als würdige Nachkommen eines Humboldt, Winkel⸗ 
mann und Ottfried Müller ohne Rücksicht auf den eigenen Vortheil, mit 
m Blick nach demjenigen, was die Erkenntniß des helleniſchen Geiſtes⸗ 
kebens von uns fordert und in vollem Zutrauen zu den veredelnden mittel⸗ 
garen Wirkungen ſolcher Arbeiten vollbringen konnten und vollbracht haben. 
deit dieſem Gruße an die von unſerem Etat ſcheidenden Olympia⸗Jor⸗ 
wezn gen wollte ich den Gegenſtand berührt haben, der uns ja wohl nicht 

ehr beſchäftigen wird. (Beifall rechts. 5 | 
d Abg. Reichenſperger Ge: ſchließe mich dem Wunſche an, 
N von anderer Seite her Mittel beſchafft werden, um die bisherigen 
dassgrabungen in Olympia wiſſenſchaftlich zu krönen. Ich bedauere nur, 
81 wir auf dieſem Culturgebiete ſo außerordentlich uneigennützig ſein 
Gaßten. (Sehr richtig! rechts). Wir haben materiell ein ſehr ſchlechtes 
deg haft gemacht, dagegen das kleine Königreich Griechenland auf Koſten 
al großmütbigen Deutſchen Reiches ein ganz vortreffliches. Letzteres be⸗ 
al nämlich die ausgegrabenen Originale, während wir, wie alle anderen 
domſern der Welt, uns mit Gypsabgüſſen begnügen müſſen. Vermuthlich 
land daß davon, das der Reichskanzler fein gewichtiges Wort bei Griechen⸗ 
Arb zicht einlegte, um uns die Hauptfrucht unſerer großen und ben 
ſuchenen u ſichern. Wir müſſen uns alſo in dieſer Beziehung zu tröſten 
Selen lücklicherweiſe iſt die deutſche Uneigennützigkeit bei dem würdigen 

2 enſtück zu den Ausgrabungen in Olympia, bei den Bildwerken aus 

eng mum, nicht in gleichem Maße in Anſpruch genommen worden. Ich 

and mich, wenn Kunſtproducte aus der griechiſchen Vorzeit den Gegen⸗ 
Zeit läofſten Studiums bilden, weil ich hoffe, daß dadurch die in beutiger 
in d eider eine fo große Rolle ſpielende Pſeudoantike verdrängt wird, die 
eſchic Regel unter der Firma der bochgeprieſenen Renaiſſance in die Welt 
ie 55 wird. Wir müſſen die Kunſtwerke der Griechen bewundern, ſollen 
ihrer 9 nicht nachahmen, ſondern wie die griechiſche Kunſt auf dem Boden 
Jo fon ationalität, ihres Cultus und ibrer hiſtoriſchen Traditionen erwuchs, 
wir 5 es auch die deutſche Kunſt. Das iſt die richtige Nachfolge, wenn 
beidnif enſo echte chriſtliche deutſche Kunſtwerke ſchaffen, wie jene Alten 

iſchegriechiſche uns binterlaſſen baben. 

8 1955 Titel 42, 29,000 Mk. für das Conſulat in Apia, berichtet Graf 
diese Woſigdrenbofß Namens der Budgetcommiſſion, an welche das Haus 
bat ſie oftion derwieſen hatte. Nach den Grllärungen des Commiſſarius 
ul wi die Poſition ohne Widerſpruch genehmigt. Ein kaufmanniſcher Con: 
überall de die großen deutſchen Handelsintereſſen im Südſeearchipel nicht 

ausreichend vertreten können, weil dieſe Intereſſen auf den ver⸗ 
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Eiuundſechszigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


ſchiedenen Inſeln räumlich ſehr vertheilt ſind. Auf den einzelnen Inſeln 
ſind nun kaufmänniſche Conſuln, und es iſt wünſchenswerth daß durch 
einen Berufsconſul eine Controle über fie geübt wird. Er ſoll ferner die 
Gerichtsbarkeit des Conſulats auf Grund des Vertrages mit Samoa vom 
vorigen Jahre ausüben, die Verträge mit Samoa und Tonga wahren, die 
daraus berborgebenden Gerechtſame zur Geltung bringen, neue Verträge 
abſchließen und mit allen ſelbſtſtändigen Häuptlingen, ſowie den Gouver⸗ 
neuren der Fidſchi⸗Inſeln und der franzöſiſchen Beſitzungen in amtlichem 
Verkehr bleiben. Ein kaufmänniſcher Conſul kann wohl kaum alle dieſe 
Intereſſen vertreten, zumal ſeine Privatintereſſen mit denen des Reichs 
und ſeiner Angebörigen leicht in Colliſion gerathen können. Sie laſſen ſich 
auch nicht beiläufig neben der eigenen Privatthätigkeit vertreten, ſondern 
nehmen die Kraft eines Mannes vollſtändig in Anſpruch. Die Ernennung 
dieſes Berufsconſuls hängt auch durchaus in keiner Weiſe mit dem Project 
der deutſchen Seehandelsgeſellſchaft zuſammen, ſondern iſt ſchon viel früher 
beabſichtigt worden. 

Abg. Gareis empfiehlt ebenfalls die Annahme des Poſtens und be⸗ 
zeichnet überhaupt die Tendenz, die Berufsconſulate möglichſt auszudehnen 
und gerade an ſolchen Stellen, wo diplomatiſche und politiſche Verhand⸗ 
lungen zu führen ſind, die Handelsconſulate ebenfalls mit Berufsconſuln 
zu beſetzen, als eine löbliche. Ein Zuſammenbang zwiſchen der Südſee⸗ 
Handelsgeſellſchaft und der Errichtung des Conſulats in Apia darf nicht 
von vornherein ſtatuirt werden, denn bereits in der Commiſſion über das 
Geſetz, betreffend die Conſulargerichtsbarkeit, wurde unter dem Beifall ihrer 
Mitglieder die Errichtung eines Berufsconſulats in Apia ſeitens der Re⸗ 
gierung zu einer Zeit hervorgehoben, als von der Uebernahme der 
Godeffroyſchen Ctablifements durch eine Actiengeſellſchaft noch gar nicht 
die Rede war, Die Verbindung fern liegender diplomaliſcher Poſten mit 
dem Heimathlande iſt in vielen Fällen ſehr ſchwierig, ganz beſonders aber 
im vorliegenden. Apia wird von einer regelmäßigen Dampfſchifffahrts⸗ 
Geſellſchaft nicht berührt, ſondern nur auf Umwegen. Wichtige Depeſchen 
ſchickt man ſonſt durch Couriere, durch Feldjäger. Auf unſerem Continent 
würden dazu ſehr zweckmäßig Offiziere verwendet werden. Im Offiziercorps 
iſt mebrfach der Wunſch geäußert worden, zu ähnlichen Dienſtleiſtungen, 
wie die Mitglieder des Feldjägercorps, verwendet zu werden. Für einen 
ſtrebſamen, jungen tüchtigen Offizier würde eine Miſſion au den Botſchaften, 
Geſandiſchaften und wichtigeren Generalconſulaten ſehr förderlich und dieſe 
m) auf die Bildung und Information des Oſſiziercorps von gutem 

influß ſein. 

Die Forderung für das Conſulat in Apia wird einſtimmig genehmigt 
= ift damit der Etat des auswärtigen Amtes in zweiter Berathung 
erledigt. 

Es folgen Wahlpräfungen. Die Wahlen der Abgg. Beſeler und 
Becker Ben für giltig erklärt. Bei der Berathung des Berichts über 
die Wahl des letzteren im vorigen Jahre hatte der Abg. Richter (Hagen) 
neue Thatſachen vorgebracht, deren Berückſichtigung aber von der Wahl⸗ 
prüfungscommiſſion abgelehnt wurde, und zwar auf Grund des § 4 der 
Geſchäftsordnung, wonach Wablanfechtuugen und Einſprachen, welche 10 
Tage nach Eröffnung der Seſſion reſp. bei Nachwahlen 10 Tage nach Feſt⸗ 
ftellung des Wahlergebniſſes eingehen, unberückſichtigt bleiben. 

Abg. Richter (Hagen) will gegen dieſe Entſcheidung der Commiſſion zur 
Zeit einen Widerſpruch nicht erbeben, proteſtirt aber dagegen, daß aus dem 
heutigen Beſchluſſe des Reichstages ein Präcedenz für dieſe wichtige Prin⸗ 
cipienfrage entſtehe. N 

Auf den Antrag der Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion verſagt der Reichstag 
die nachgeſuchte Ermächtigung zur ſtrafrechtlichen Verfolgung des Maurer⸗ 
meiſters Rodechtel in Salzungen und des Reſtaurateurs Thiele in Frieden⸗ 
thal wegen Beleidigung des Reichstages. 8 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfs, betr. die Erhebung 
der Brauſteuer. 

Schatzſecretair Scholz: Die Geſetzentwürfe wegen Erhebung und Er⸗ 
höhung der Brauſteuer ſind in der vorigen Seſſion des Reichstages wegen 
Erledigung der anderweiten Aufgaben nicht erledigt worden, ſondern haben 
nur die Commiſſtonsberathung paſſirt. Die Wiedereinhringung dieſer Bor: 
lagen — die jetzt in einen Geſetzentwurf zuſammengefaßt ſind — iſt wohl 
von allen Seiten als etwas Selbſtverſtändliches vorausgeſetzt worden, 
wenigſtens wäre es eine nicht gerechtfertigte Vorſtellung von dem Ernſte 
der geſetzgeberiſchen Initiative der verbündeten Regierungen, wenn das 
Gegentheil erwartet fein ſollte. Denn irgend neue erhebliche Thatſachen 
ſind nicht eingetreten, welche die verbündeten Regierungen hätten beſtimmen 
müſſen oder auch nur beſtimmen können, den wohlerwogenen Geſetzvorſchlag 
fallen zu laſſen. Die Vorlage wurde Ibnen im vorigen Jahre mit dem 
Zolltarif uud der Tabakſteuer gemeinſam vorgelegt. Aus dieſen drei 
Quellen ſollten nach der Abſicht der verbündeten Regierungen die eigenen 
Einnahmen des Reiches zunächſt thunlichſt vermehrt werden, um dann an 
die als nothwendig erachtete Steuerreform herangehen zu können. Die 
Steuererträge aus den im vorigen Jahre genebmigten Vorlagen ſind nicht 
unbeträchtlich hinter dem zurückgeblieben, was die verbündeten Regierungen 
erwarteten; dadurch wird die Reform unſerer Steuergeſetzgebung aufgehalten. 
Die verbündeten Regierungen hätten ihrem eigenen Plane untreu werden 
müſſen, wenn ſie das Geſetz, betreffend die Brauſteuer, nicht wieder ein⸗ 
gebracht hätten. Gegen daſſelbe ſind nun folgende Einwände erhoben 
worden, man ſagte: erſt muß abgewartet werden, welchen Erfolg die übrigen, 
ſchon erlaſſenen Finanzgeſetze haben werden; man ſagte ferner: die Ver⸗ 
ſprechungen wegen der Steuererlaſſe ſeien unerfüllt geblieben, deshalb könne 
man ſich auf weitere Steuererhöbungen nicht einlaſſen. 

Der erſtere mildere Einwand kommt auf eine Vertagung der Sache 
hinaus, er redet einer langſameren, ſtückweiſen Steuerreform das Wort, 
während doch früher von derſelben Seite dafür plaidirt worden iſt, die 
Steuerreform im moͤglichſt großen Styl möglichſt ſchnell und umfaſſend ins 
Werk zu ſetzen. Auf dieſem Standpunkt ſteben die verbündeten Regierungen 
auch heute noch. Der andere, radicalere Einwand negirt im Weſentlichen 
die weitere Durchführung der Steuerreform; denn ohne eine weitere Erbö⸗ 
hung der indirecten Steuern iſt fie nicht durchführbar. Mit bloßen Aus: 

abeerſparniſſen, wie weit fie au getrieben werden mögen, laſſen ſich nicht 
olche Summen erzielen, um die Reform durchzuführen. Dieſer letzte Ein⸗ 
wand ſtützt ſich auf die Behauptung, daß die Verſprechungen, auf die hin 
man die Steuererhöhungen bewilligt habe, unerfüllt geblieben ſeien. Ich 
habe ſchon einmal Gelegenheit genommen, dieſe Auffaſſung als eine irrige 
zu bezeichnen. Es ift ganz ſelbſtverſtändlich, daß weder die verbündeten 
Nieser gi noch eine einzelne für ſich in der Lage war, Verſprechungen 
dieſer Art zu machen. Sie konnten nur in der Geſammtheit hier oder jede 
einzelne für ſich das Ziel bezeichnen, welches ſie mit den zu Gebote zu 
ſtellenden Mitteln zu erreichen ſuchen würden. Es iſt dabei als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich von allen Seiten vorausgeſetzt, daß keine bindernden Umſtände 
eintreten. Solche bindernde Umſtände ſind aber vorhanden, ſobald ein 
Gleichgewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben nicht beſteht. Man kann 
doch nicht zu Steuererlaſſen ſchreiten, jo lange nicht die Defieits gedeckt find, 
ſo lange man zu deren Deckung Anleihen aufnehmen muß. Wenn dies 
auch nicht ausdrücklich ausgeſprochen iſt, fo mußte man es doch loyaler 
Weiſe ſtillſchweigend annehmen. Der Reichskanzler hat von dieſer Stelle 
aus dieſe Umſtände nachdrücklichſt hervorgehoben, ſo daß jedes Mißver⸗ 
ſtändniß ausgeſchloſſen iſt: er hat ausdrücklich erklärt: wir wollen nicht einen 
boͤheren Ertrag, eine finanzielle Mehreinnahme, inſoweit nicht der Reichstag 
damit einverſtanden iſt und die Nothwendigkeit anerkennt, neue Ausgaben 
und dafür neue Einnahmen zu bewilligen. Damit iſt die Einſchränkung 
hingeſtellt, die die Steuerreform erfahren fol. 
er Abg. Richter hat ſelbſt anerkannt, daß der Zuſtand der Finanzen 
in den Einzelſtaaten einen Steuererlaß nicht geſtattet. Das Ziel der 
Steuerreform wird aber von den Regierungen unverändert feſtgehalten und 
es iſt nichts natürlicher, als daß, nachdem die vorjäbrigen Bewilligungen 
geringer ausgefallen als die Regierungen erwartet, nachdem trotz der geringeren 
ewilligungen theils die Deckung der Deſieits zu übernehmen, theils neue als 
nothwendig anerkannte Ausgaben genehmigt worden ſind, die Vorlage aafs 
Neue erſcheint. Ein zweites Hauptmotiv der Vorlage liegt in Folgenden. Im 
Artikel 35 der Verfaffung heißt ez: „In Balern, Würtemberg und Baden 
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bleibt die Beſteuerung des inländiſchen Branntweins und Bieres der 
Landesgeſetzgebung vorbehalten. — Die Bundesſtaaten werden 
jedoch ihr Beſtreben darauf richten, eine Uebereinſtimmung 
der Geſetzgebung über die Beſteuerung auch dieſer Gegen⸗ 
ſtände herbeizuführen.“ Dieſem Ziele ſtreben die Regierungen zu. — 
Freilich ſtellen ſich dem manche Schwierigkeiten entgegen, allein darum darf 
man doch das Streben nach dieſem Ziele nicht aufgeben Einen ferneren 
Einwand, der auch von Freunden der Brauſteuer erhoben wird, kaun ich 
nicht als berechtigt anerkennen. Die Brauſteuercommiſſion hatte im vorigen 
Jahre eine Reſolution beſchloſſen: „Den Reichskanzler zu erſuchen, in der 
nächſten Seſſion einen Geſetzentwurf, betreffend die Erhöhung der Brannt⸗ 
weinſteuer, vorzulegen.“ Dieſer Einwand, daß man mit der Brauſteuer 
allein nicht vorgehen, fondern dieſelbe nur in Gemeinſchaft mit der Brannt⸗ 

weinſteuer bebandeln ſoll, iſt nicht berechtigt. Es wäre doch jeltfam, wenn 

man in dem Augenblick, wo die füddeulſchen Staaten ihre Branntwein⸗ 

ſteuer reformiren und ſie den norddeutſchen Steuerſätzen annähern, jetzt 
eine Erhöhung der norddeutſchen Steuerſätze eintreten ließe, wodurch die 

Disparität der beiderſeitigen Syſteme noch größer würde. Die Frage der 

Branntweinſteuer muß deshalb ganzanders als die Brauitewer beurtheilt werden. 

Eine Vorlage wegen Erhöhung der Branntweinſteuer iſt nicht gemacht 
worden und kann nicht gemacht werden; es iſt eine ſehr ſchwierige und 
jetzt noch keineswegs ſpruchreife Frage, die aber mit der Brauſteuer in 
keiner Verbindung ſteht. Diejenigen Herren, die der Brauſteuer nicht ab⸗ 
geneigt ſind, ſollten alſo dieſelbe nicht um die Branntweinſteuer verwerfen. 
Ich folge dabei einem Ausſpruche des Abg. Richter, der einmal ſagte: 
Staatsmänner könne man wohl dilatoriſch behandeln, nicht aber ganze In⸗ 
duſtriezweige. Das würden Sie aber thun, wenn Sie blos aus taktiſchen 
Gründen, weil Sie nicht gleichzeitig eine Erhöhung der Branntweinſteuer 
erlangen können, die Brauſteuer hinausſchieben. 

Abg. v. Soden (Centrum; Oberbaiern): Von den Gründen für die Er⸗ 
höhung der Brauſteuer iſt der der Erhöhung der Einnahme darum nicht 
zutreffend, weil ſie nur den Staaten der Bierſteuergemeinſchaft zu gute 
kommt. Will man mit einer Vermehrung der Steuer vorgehen, ohne das 
Ergebniß der neuen Zölle abzuwarten, warum greift man dann nicht lieber 
zunächſt zur Börſenſteuer, die wir längſt wünſchen, und an der alle Staaten 
participiren würden? Die Brauſteuer iſt keine Conſequenz des neuen Zoll⸗ 
tarifs, der zugleich die Induſtrie ſchützen ſollte, während die Brauſteuer ſie 
ſchädigt, gleichviel, ob der Producent oder der Conſument fie zahlen wird 
Die großen Brauereien Norddeutſchlands rentiren ſich jetzt mit 4% pCt., 
man hat berechnet, daß ſie nach Einführung der Brauſteuer ſich nur noch 
mit 1% pCt. rentiren würden, wenn die Producenten die Steuer zahlen. 
Die Productionsbedingungen ſind für den norddeutſchen Brauer viel un⸗ 
günſtiger, als für den ſüddeutſchen. Das Material iſt in Süddeutſchland 
beſſer und billiger, und der Conſum viermal ſo ſtark. Trägt der Conſument 
die Steuer, ſo tritt doch jedenfalls eine erhebliche Verminderung des Bier⸗ 
Conſums ein, zum Schaden der Brau⸗Induſtrie und der Landwirthſchaft, 
da letztere für Gerſte und Hopfen weniger Abſatz findet und der von er⸗ 
böbtem Bier⸗Conſum erwartete Preisrückgang don Brauerei Abfällen, deren 
. in der Landwirthſchaft noch eine große Zukunft hat, nicht ein⸗ 
treten wird. 

Der finanzielle Erfolg der Steuer wird geringer ſein, als die Regierung 
erwartet, wegen des geringeren Conſums und der erhöhten Koſten der ſehr 
läftigen Controle, die zum Theil noch ſchärfer fein wird, als die in den 
Motiven als zu ſcharf bezeichnete baieriſche. Die Vorlage geht weit über 
das Ziel des Artikels 35 der Verfaſſung hinaus, denn diefer verheißt nur 
eine Uebereinſtimmung zwiſchen den Steuern der einzelnen Staaten, doch 
ſoll dieſen der Ertrag verbleiben und nicht in die Reichskaſſe fließen. Der 
Abg. v. Schmid erklärte im vorigen Jabre als würtembergiſcher Particu⸗ 
lariſt (Unruhe rechts), daß er ſich in keinem Falle darauf einlaſſen könne, 
daß dieſes Ziel erreicht werde. Die Gerechtigkeit erfordert zwar eine gleich⸗ 
mäßige Beſteuerung des Bieres in Nord⸗ und Süddeutſchland, aber zu 
einer gemeinſchaftlichen Beſteuerung kann und ſoll der Weg nicht gebahnt 
werden. Die baieriſche Steuer wird höher bleiben als die norddeutſche, 
denn der Aufihlag von 4 auf 6 Mark wird nicht, wie die Motive ſagen, 
am 1. Januar 1882 wieder ſchwinden, vielmehr iſt dieſe Zeitgrenze in dem 
baieriſchen Landtage nur geſetzt, um ihm ſein Bewilligungrecht zu erhalten. 
So lange aber nicht in Nord⸗ und Süddeutſchland die Steuer gleich hoch 
iſt, kann, wie der Reichskanzler ſelbſt anerkannt hat, an eine Steuergemein⸗ 
ſchaft nicht gedacht werden. Dies durch eine Erhöhung der Bierſteuer in 
Norddeutſchland zu erreichen, iſt unmöglich, weil wir damit entweder den 
Branntweingenuß fördern oder, wenn wir gleichzeitig die Branntweinſteuer 
erhöhen, die Exiſtenz eines großen Theils der kartoffelbauenden Landwirthe 
Norddeutſchlands gefährden. Andererſeits iſt es aber auch nicht möglich, den 
Ausgleich durch Herabſetzung der bajeriſchen Steuer zu finden, denn die 
Schmälerung dieſer wichtigſten Einnahme würde den baieriſchen Staats⸗ 
haushalt in unlösbare Verwirrung bringen; darum könnte Baiern einen 
ſolchen Vorſchlag nicht annehmen. Ich bitte Sie, die Vorlage abzulehnen. 

Abg. Fürſt v. Hatzfeld⸗Trachenberg: Die durch dieſes Geſetz erzielte 
Mehreinnahme des Reiches iſt zwar unter Zurechnung der Mehreinnahmen 
aus den neuen Zöllen leider noch immer nicht ausreichend, um die ge⸗ 
wünſchte Erleichterung an directen Steuern herbeizuführen. Aber das Gele; 
iſt doch immer ein wichtiger Schritt in der Steuerreform, wenn ſie auch 
damit nicht abgeſchloſſen und eine Zolleinbeit nicht geſchaffen wird. Bei 
der vorgeſchlagenen Verdoppelung des Zolls bleibt doch dem Brauer immer 
noch ein Gewinn von 2 Mk. pro Hectoliter, wenn er die Steuer ſelbſt zahlt. 
Die Berliner Brauereiverhältniſſe beweiſen hiergegen nichts, weil bier die 
abnorm hohen Productionskoſten, namentlich der hohe Grundſtückswerth 
ungünſtig auf den Ertrag einwirken. In Baiern hat die Brauinduſtrie trotz 
der hoben Steuern ſich zur blühendſten der Welt entwickelt, und man hat 
die Steuer ohne Furcht für die Induſtrie im vorigen Jahr um 50 Procent 
erhöht. Ein wichtiges Bedenken gegen die Erhöhung der Brauſteuer iſt 
allerdings die Vermehrung des Brantweingenuſſes. Ich wundere mich, daß 
die Regierung nicht gleichzeitig eine weſentliche Erhöhung der Branntwein⸗ 
ſteuer vorſchlägt. (Hört!) Die Regierung hätte die Reſolution der vorjäh⸗ 
rigen Commiſſion berückſichtigen ſollen, wenngleich ich ihre wohlmeinende Abſicht 
gegen die Landwirthſchaft anerkenne, für welche die Spiritusbrennerei eine 

ebensfrage iſt. Man hätte aber vielleicht mit einer Schankſteuer oder etwas 
Aebnlichem daſſelbe Reſultat, wie mit der Branntweinſteuer erreicht. Jeden⸗ 
falls wünſche ich, daß das geſunde und woblthätige Getränk des norddeut⸗ 
ſchen Arbeiters, das einfache Bier, von der Erhöhung befreit bleibe. Bei 
der vorgeſchlagenen Verdoppelung der Steuer würde dieſes Bier dem Brauer 
bei dem jetzigen Preiſe gar keinen Gewinn mehr abwerfen. Ich beantrage, 
das a Nana Commiſſion von 14 Mitgliedern zu überweilen. 

Abg. Mendel: Die Hoffnung, daß dieſe Vorlage das Schickſal der 
e vorjährigen Vorlage theilen wird, iſt durch die Ausführungen der 


orredner weſentlich geſtärkt worden. Dieſes Reſultat war aber auch nach 
den früheren Reichstagsverhandlungen vorauszuſehen. Der Abgeordnete 
d. Bennigſen erklärte im vorigen Jahre die Bierſteuer nur für annehmbar, 
wenn gleichzeitig eine erhebliche Vertheuerung des Branntweins durch eine 
Steuer erzielt werde, weil ſonſt der Branntweingenuß ſteigen werde. Die 
Regierung beabſichtigt, wie fie erklärt, nicht, dieſe Vorausſetzung zu erfüllen: 
die Nationalliberalen werden alſo wohl die Vorlage ablehnen, ebenſo das. 
Centrum, da der Abg. v. Schorlemer ſie im vorigen Jahre als eine in ge⸗ 
wiſſem Sinne unmoraliſche erklärte, und ſeine Anſichten über Moralität 
doch wobl heute noch dieſelben find. Für die Conſervativen erklärte 
bon Minnigerode 1875, daß er die Bierſteuer nur aus Mangel an dem 
Beſſeren, der Tabakſteuer, annehme; da er dieſe jetzt in reichem Maße er⸗ 
halten hat, wird er ſich nun wohl von dem Schlechteren fernhalten. Die 
Motive der Regierung für die wrbidung DA Bierſteuer ſind, obwobl abge⸗ 
lagert, doch nicht ſtärker geworden. Du der baieriſche Landtag und der 
inanzminiſter aus dräcklich erklärt haben, daß von einer Brannt⸗ 
wein⸗ und Bierſteuergemeinſchaft abſolut nicht die Rede ſein kann, ſo iſt der 
Artikel 35 der Verfaſſung nur eine Jolie für die beabſichtigte Steuer⸗Er⸗ 
döbung. Wenn ferner von unferer Seite ſchüchtern ab und zu darauf bins 
gewieſen worden iſt, daß die Finanzreform doch nicht blos in der Annahme 


baieriſche 


neuer, ſondern auch im Erlaß alter Steuern beſtehen ſollte, fa haben Sic, 


3 — 


llaſſen dort eine höhere Brauſteuer viel leichter ertragen, als bei uns; 


en, ob d 


icht einen Steuererlaß ermöglichen. Nun un 
erſt in einer Beziehung, wenn auch nur ein kleiner Erlaß in Folge der 
neuen Steuern ermoglicht iſt; dann kann man ja über die a urch⸗ 
führung der Finanzreform ſprechen. 0 
Die billigere Gerſte, der gute Hopfen, die billigen Braumeiſter in Baiern 


darum darf man uns dies Beiſpiel nicht anführen. Die Rentabilität der 
norddeutſchen Brauereien läßt ſich zwar an den Actiengeſellſchaften ſchwer 
bemeſſen, weil man nicht weiß, was dieſe in der That werth ſind. Aber 
es iſt in einer Eingabe an den Reichstag berechnet worden, daß im Ratbs⸗ 
keller zu Berlin an Mietbe, Gas und Steuer auf den Hectoliter 16 Mark, 
im Ausſchank von Schultheiß 12,10 Mark, im alten Rathskeller zu Stettin 
15,10 Mark, dagegen im Maximiliansbierhaus in München nur 1,60 Mk., 
im „Kranich“ zu Nürnberg 2,10 Mark kommen. Dieſer Unterſchied liegt 
eines Theils an dem größeren Conſum in Baiern, da die Generalkoſten 
dieſelben ſind, wenn ein Mann 10 oder wenn er 2 Seidel trinkt, anderer⸗ 
ſeits in der dürftigeren Ausſtattung der Bierwirthſchaften in Baiern Daß 
die Erhöhung der Brauſteuer in Baiern gar keinen ſchädlichen Einfluß ge⸗ 
habt habe, iſt gar nicht erwieſen. Der Conſum iſt zwar trotz derſelben ge⸗ 
ſtiegen. Es fragt ſich aber, ob das nicht lediglich daher kommt, daß die 
biertrinkenden Bewohner Baierns durch fortgeſetzte Uebung nach und nach 
immer größere Quantitäten zu trinken im Stande ſind, und daß dieſe 
Eigenſchaft nach der Darwin'ſchen Theorie ſich bekanntlich auf die Kinder 
vererben muß, und zwar zuweilen in potencirtem Grade. (Heiterkeit.) Trotz⸗ 
dem iſt es möglich, daß ſich ein großer Theil der Bevölkerung Baierns in 
Folge der durch die erhöhte Steuer vertheuerten Bierpreiſe dem Brannt⸗ 
weingenuß zugewendet, während das Biertrinken nur den wohlhabenderen 
Klaſſen vorbehalten bleibt. Nur fo iſt es zu erklären, daß der Branntwein⸗ 
enuß in Baiern von 3,7 auf 5,8 Liter pro Kopf geſtiegen iſt. Man be⸗ 
auptet, daß bei der großen Verſchiedenheit der Gerſten⸗ und Hopfenpreife 
in den verſchiedenen Jahren es auf die unbedeutende Summe der Bier⸗ 
ſteuererhöhung nicht ankommen könne. Aber die Natur giebt in einem 
abre durch beſſere Ernte das reichlich wieder, was ſie in den anderen durch 
chlechte Ernte theurer gemacht hat. 

Die Steuer dagegen wird in jedem Jahre gleich hoch erhoben. Unzwei⸗ 
felhaft wird aber der Conſument die Erhöhung der Steuer tragen; die in 
Stuttgart eingeführte ſtädtiſche Abgabe von 65 Pfennigen pro Hectoliter 
Bier hat dort das halbe Liter um 1 Pf., das Hectoliter um 2 Mark ver⸗ 
theuert. Wenn alſo alle für die Erhöhung der Bierſteuer angeführten 
Gründe nicht ftihbaltig find, ſo iſt dieſelbe andererſeits aus Gründen der 
Sittlichkeit verwerflich. Man hat in neueſter Zeit wiederholt behautet — 
und fo auch der Finanzminiſter Bitter im preußiſchen Abgeordnetenhauſe — 
daß die Trunkſucht in Deutſchland zugenommen habe; das ſoll gewiſſer⸗ 
maßen jeder aus der eigenen Erfahrung wiſſen, und doch iſt es eine ganz 

unbewieſene Behauptung. Der Mißbrauch des Branntweins äußert ſich vor 
Allem in der Zahl der Fälle des ſogen. Delirium tremens oder Alkoholis⸗ 
mus. Die Aufnahme ſolcher Kranken in die öffentlichen Krankenbäuſer 
giebt einen gewiſſen Maßſtah für die Verbreitung der Trunkſucht in den 
ärmeren Schichten der Bevölkerung. Nun umfaßte dieſe Aufnahme in den 
rößten Krankenhäuſern Berlins, Charite, Barackenlazareth und Friedrichs⸗ 
Bein 1875 479 Perſonen, 1876 474, 1877 472, 1878 457. Bei einer Ver: 
mehrung der Bevölkerung um 10 pCt. hat die Zahl der an Trunkſucht 
Leidenden alſo abgenommen. Berlin verdient alſo den ſchlechten Ruf nicht, 
den man ihm gewöhnlich imputirt. Daſſelbe Reſultat ergeben die Zahlen 
aus einer Reihe Krankenhäuſer anderer Städte. In Königsberg betrug die 
ahl 1875 144, 1876 165, 1877/78 167, 1878/79 147, alſo auch bier trotz 
unahme der Bevölkerung eine Abnahme der Trunkſucht, ſo weit ſie den 
ranntwein betrifft. In Hamburg iſt nach einem mir vorliegenden Bericht 
die Zahl der an Delirium tremens Erkrankten in den letzten Jahren ziem⸗ 
lich conſtant geweſen. ; . 

Die Urſache dieſer Verminderung der . iſt nur die Einführung 
des Biers als Getränk in immer weiteren Kreiſen des Volks. Die alten 
Säufer werden wir nicht curiren, wenn wir die Branntweinſteuer noch jo 
boch und das Bier noch jo billig machen; aber je mehr wir die beran⸗ 
wachſende Generation dazu erziehen, ſich des Biers als geiſtigen Getränks 
zu bedienen, deſto mehr werden die Schäden des Branntweintrunkes ſchwin⸗ 
den. Dr. Bär iſt in ſeinem ausgezeichneten Werke über Alkoholismus auf 
anderem Wege zu demſelben Reſultat gekommen. Eine Erhöhung der Bier⸗ 
ſteuer in Frankreich hat den Bierconſum vermindert, den Branntwein⸗ 
confum erhöht; die Erhöhung der Brauſteuer in Rußland hat wohl ledig⸗ 
lich deshalb ſtattgefunden, um dem Branntwein, der Haupteinnahmequelle 
der ruſſiſchen Finanzen, mehr Kunden zuzuführen. Der Branntwein iſt der 
ſchlimmſte Feind der Sittlichkeit, das Bier erfahrungsmäßig die beſte Waffe 
gegen denſelben. Eine erhöhte Bierſteuer muß die Wirkſamkeit dieſer Waffe 
abſchwächen, deshalb lehnen Sie die Vorlage ab. (Beifall.) 

Director im Reichsſchatzamt Burchard: Die finanzielle Erläuterung zu 
dem Geſetzentwurf iſt ſchon im vorigen Jahre gegeben; es bedarf alſo in 
der Hinſicht keiner Motivirung. Die Behauptung, daß der Branntwein⸗ 
genuß genau in umgekehrtem Verhäliniß zum Viergenuß ſtehe, iſt über⸗ 
trieben. Man vergißt dabei die Berhältnifle der einzelnen Diſtricte, der 
ländlichen und ſtädtiſchen Bevölkerung. Das ganz leichte Bier, das auf 
dem Lande getrunken wird, dient zu ganz anderen Zwecken, als der Brannt⸗ 
wein, iſt alſo kein gefährlicher Concurrent deſſelben. Die geringen Bier⸗ 
orten würden durch die Steuer um % Pf. pro Liter, alſo 4 Pf. auf die 

laſche theurer. Im Detailverkauf mag dieſe Vertheuerung weit mehr be⸗ 

tragen; aber doch bleibt es immer nur ein verhältnißmäßig geringer Be⸗ 
trag, der den Branntweingenuß nicht vermehren wird. Das könnte nur 
eine ganz exorbitante Steuererhöhung. Die Erhöhung der Bierſteuer iſt 
nur eine Forderung der Gerechtigkeit. Die Bierſteuer beträgt jetzt pro 
Hectoliter in der Bierſteuergemeinſchaft 084 Mark, in Würtemberg 1,42, 
in Baiern 2,53, in Baden 2,12, in Elſaß Lothringen und Frankreich 2,21, 
in den Vereinigten Staaten 2,71, in Großbritannien 3,81, in Oeſterreich⸗ 
Ungarn 3,80 M. Nach der Verdoppelung überſteigt ſie alſo bei uns nur 
die würtembergiſche, und bleibt noch binter allen anderen zurück. 

Das beweiſt jedenfalls, daß man in allen Stagten das Bier als ein 
vorzüglich geeignetes Steuerobject betrachtet. Das Bier gehört nicht zu den 
durchaus nothwenigen Nahrungsmitteln (Widerſpruch), es iſt wenigſtens 
nicht jo nöthig wie Salz, Getreide und Fleiſch, und doch find dieſe jetzt 
viel höber beſteuert; es iſt daber nur gerecht, die ſeit Jahren niedrige 
Bierſteuer zu erhöhen. Die Bierinduſtrie hat in Baiern und Oeſterreich bei 
hohen Steuern einen großen Aufſchwung genommen; in beiden Ländern 
bat man von der Steuererhöhung aus Rückſicht auf die Induſtrie nicht 
Abſtand nehmen zu müſſen geglaubt. In der baieriſchen Pfalz, wo eine 
Bierſteuer bis zum 1. Nopbr. 1879 gar nicht beſtand, hat die Einführung der 
baieriſchen Steuer wie in der baieriſchen Kammer hervorgehoben wurde, zu keiner 
Klage bei Producenten oder Conſumenten Anlaß gegeben: es wurde daher 
auch unbeanſtandet dort die Erhöhung der baieriſchen Brauſteuer mit ein⸗ 
geführt. Die Rentabilität der Bierproduction in Norddeutſchland iſt bei 
guter Leitung böber als 4% pCt., fie verträgt alſo gang gut eine Steuer⸗ 
erhöhung. Dieſe wird weſentlich den Producenten zur Laſt fallen, wenn: 

leich ſie zuerſt auf die Conſumenten abgemälzt wird. Die Erhöhung des 

Preſes kann pro Liter böchſtens 2 oder f. betragen. Daß der Aufſchlag 
in Baiern auch über den 1. Januar 1882 fordauern ſolle, iſt nicht richtig; 
nach dem 10 fällt er vielmehr mit dieſem Zeitpunkt fort. Daß die Er⸗ 
Höhung moraliſch verwerflich ſei, iſt nicht bewieſen; dagegen entſpricht fie 
der Erhöhung der Steuern auf die übrigen Lebensmittel, iſt alſo durch die 
Gerechtigkeit geboten. 5 

Abg. ÜUhden: Es wundert mich, daß zur Begründung populärer 

Wunſche, die man ſehr leicht vom ethiſchen Standpunkte aus bis zum 
letzten Bierſeidel des armen Mannes begründen kann, dieſer letztere noch 
nicht, wie ſo vielfach im Vorjahre in die Debatte gezogen worden iſt. Da 
Die Brauſteuer⸗Erhöhung einen Theil der im vorigen Jahre inaugurirten 
Wirtbſchafts⸗Politit bildet, fo werden meine Bo DER Freunde derſelben 
uſtimmen. Wic treten für dieſelbe ein mit d 

l. 2 der Verfaſſung. Es kann bekanntlich die Bierbeſteuerung nur von 
Seiten der de e e den füddeutſchen Verhältmiſſen angepaßt 
werden, und das geſchieht durch die Vorlage, während die Branntwein⸗ 
ſteuerverhältniſſe umgekehrt nur von den ſüddeutſchen Staaten, wo die 
Steuer ſehr nieprig iſt, angepaßt werden können. Es iſt mit Dank anzu: 
erkennen, daß Baiern in Bezug auf den Branntwein beinahe pure das 
norddeutſche Branntweingeſetz angenommen hat. Es iſt Anſichtsſache, ob 
eine Steuererhöhung von 4 Mark pro Hectoliter Malz von den nord⸗ 
peutſchen Brauereien und vom Bier trinkenden Publikum ertragen werden 
kann. Wir glauben, daß eine Erhöhung von höchſtens 0,66 Pf. pro Liter 
obergähriges Bier und von 1 Pf. pro Liter untergähriges Bier ſehr wohl 
ertragen werden kann. In Baiern iſt es wenigſtens ſehr gut möglich, wo 
die Steuer längſt die von uns erſtrebte Höbe bat und wo die Local⸗ 
beſteuerung in den großen Städten beinahe noch 50 Procent der Staats⸗ 
ſteuer beträgt, und wo vom 1. November v. J. ab vom Staate pro Hecto: 
liter noch 2 Mart, allerdings nur bis zum 1. Januar 1882 auferlegt 
worden find. Ich dachte nach dieſen Verhältniſſen in Baiern, wo in Wahr⸗ 
beit alſo die Steuer 8 Mark pro Hectoliter Malz beträgt, iſt doch an⸗ 


itten wir Sie, abzuwarten, bis 


üͤckſicht auf den Artikel 35, ko 


noch den Biergenuß ſchädigen 

„o bat der Biergenuß bisher den 7 
au loſſen, noch iſt Ausſicht vorhanden, 
genuß das in Zukunft erreichen wird. 

Der Abg. Mendel bat ausgeführt, daß trotz des erhöbten Bierconſums 
in Baiern dort auch der Branntweingenuß erheblich geſtiegen ſei. Das de⸗ 
weiſt, daß der Branntwein und der Biergenuß ganz verſchiedene Motive 
baben. Das Bier fol den Durſt löſchen, während der Branntwein in 
rauben Gegenden zur Erwärmung des Körpers — vielleicht auch der Völlerei 
— dient. Ich erinnere daran, daß in Berlin, wo das unſchuldige Weißbier 
in früberer Zeit das Hauptgetränk, der Weißbiertrinker „eine Weiße mit 
avec“, d. h. einen Kümmel gleich mit dabei forderte. Es war alſo ſchon 
eine Verbindung des durſtlöſchenden und des animirenden Getränkes vor⸗ 
handen. Ich weiß nicht recht, wie man die Bierſteuer und die Branntwein⸗ 
ſteuer gleichmäßig und gleichzeitig regeln will. Während man ſich mit einer 
Erhöhung der Bierſteuer den ſüddeutſchen Verhältniſſen und damit der 
Einheit nähert, vermehrt man dieſe Differenz durch eine Erböbung der 
Branntweinſteuer. Wir ſtehen einer höheren Beſteuerung des Branntweins 
principiell nicht entgegen, es handelt ſich nur darum, wie dieſelbe erfolgen 
fol. Der Völlerei tritt man am beiten durch eine Beſteuerung der Schank⸗ 
ſtätten entgegen, und wir haben deshalb einen diesbezüglichen ablehnenden 
Beſchluß des preußiſchen Abgeordnetenhauſes ſehr bedauert. Dagegen freue 
ich mich über die Abſicht der Regierung, eine ſolche Steuer in den Reichs⸗ 
landen einzuführen. An der Form und Höhe der jetzigen Branntweinſteuer 
zu rütteln, ſcheint mir den eigenthümlichen Verhältniſſen der Landwirth⸗ 
ſchaft in den nordöſtlichen Provinzen Preußens, wo 72 pCt. des deutſchen 
Spiritus überhaupt fabricirt werden, bedenklich. Sodann wünſchte ich, da 

die Wirthſchaft mit den Malzſurrogaten endlich aus der Welt geſchafft 
würde. Von dieſen Surrogaten, die daran Schuld tragen, daß bei uns das 
Bier weſentlich ſchlechter iſt als in Baiern, wo die Surrogate gänzlich ber- 
boten ſind, werden merkwürdigerweiſe von Jahr zu Jahr weniger zur Ver⸗ 
ſteuerung declarirt. N 

In den Motiven zu der Geſetzvorlage vom Jahre 1872 war die Maſſe 
der verwendeten Malzſurrogate auf 75,000 Centner geſchätzt worden. Da⸗ 
1 ſind im Jahre 1878/79 nur noch 44,337 Centner zur Verſteuerung ge⸗ 

ieben. 
und Stärkeſyrup — bat meines Wiſſens nicht abgenommen, wo dieſelben 
bleiben, weiß ich nicht. Jedenfalls iſt das Bier in den letzten Jahren 
ſchlechter geworden. Schließlich ſpreche ich noch mein Bedauern aus, daß 
es nicht möglich iſt, in dieſer Vorlage ein Verbot zu treffen gegen die Ver⸗ 
wendung von Hopfenſurrogaten. Das Geſetz vom 14. Mai v. J. giebt 
dem Reichsgeſundheitsamt die Mittel zum Einſchreiten gegen dieſe für die 
Geſundheit im boͤchſten Grade gefahrlichen Surrogate, die notoriſche Gifte 
ſind; leider iſt eben bis heute, 10 Monate nach Erlaß dieſes Geſetzes, noch 
kein Verbot dieſer Surrogate erfolgt. Schließlich trete ich dem Antrage des 
Herrn Fürſten von Hatzfeld bei, die Vorlage an eine Commiſſion von 14 
Nin zu verweiſen. (Beifall rechts.) h 
bg. Dr. Schröder (Friedberg): Schon mehrere Vorredner haben bie 
hauptſächlichſten vom Herrn Staatsſecretär Scholz vorgeführten Gründe 
widerlegt. Neben dieſen Gründen iſt aber auch der weitere, der des Aus⸗ 
baus der Steuerreform, nicht durchſchlagend. Bis jetzt wenigſtens habe 
ich auf dem Wege der Steuerreform nichts anders geſehen als neue Steuern, 
und wie die Dinge liegen, iſt eine Steuererleichterung der Einzelſtaaten für 
die nächſte Zeit auch nicht zu erwarten. Wir ſtehen hier ganz einfach vor 
einer neuen und weiteren Steuer. Außerdem iſt das Geſpenſt des Tabaks⸗ 
monopols noch nicht begraben, es geht nach wie vor am bellen Tage durch 
die Straßen oder durch gewiſſe Straßen von Berlin. Warten wir erſt 
Klarheit in dieſer Frage ab. Wir haben jedenfalls Grund, ſehr vorſichtig 
zu ſein, um nicht, nachdem der eine Wechſel acceptirt iſt, einen viel ſtärkeren 
zum Accept präſentirt zu erhalten. Wenn ferner geſagt worden iſt, das 
Bier werde thatfählih von den wohlbabenderen Klaſſen getrunken, die 
Mehrbelaſtung 1 10 die Verdoppelung des bisherigen Satzes ſei alſo nicht 
drückend, ſo kann ich das für meine engere Heimath, das Großherzogthum 
Heſſen, nicht beftätigen; dort bat ſich im Gegentheil gezeigt, daß mit dem 
zunehmenden Bierconſum der Branntweingenuß ſich vermindert. ; 

Zu bemerken ift, daß in den öftlihen und nördlichen Theilen des Reichs, 
ſo weit ſie innerhalb der Bierſteuergemeinſchaft liegen, bei weitem weniger 
Bier conſumirt wird als in anderen Theilen. Ich kann nur wünſchen, daß 
in dieſer Beziehung wenigſtens der Norden Deutſchlands auch von uns 
Süddeutſchen einmal ein Stück Errungenſchaft annehme, und ich balte das 
Zurückdrängen des Branntweins jedenfalls für ein Stück Cultur. Mit der 
vorgeſchlagenen Brauſteuer wird dieſes Zurückdrangen aber nicht erfolgen. 
Troß der gegentheiligen Verſicherungen der Vorredner halte ich dafür, daß 
dieſe Steuer eine Ueberbürdung des Publikums berbeiführen würde. Die 
neue Vorlage hat auf manche in der vorjährigen Commiſſion geltend ge 
machte Anſichten Rückſicht genommen, in der Hauptſache aber, im Punkte 
der Höhe der Steuer, nicht. Die ganze Frage wurde nicht wegen des Ar⸗ 
tikels 35 der Reichsverfaſſung, ſondern ausſchließlich wegen des finanziellen 
Ertrages aufgenommen. Ich glaube trotz aller gegentheiligen Ausführungen, 
daß wir nicht ſtückweiſe vorgehen ſollen, um zu der Steuerreform zu ge⸗ 
langen durch Bewilligungen neuer Steuern. Ich hoffe und wünſche keine 
Commiſſionsverweiſung, ſollte fie aber doch beſchloſſen werden, ſo mochte ich 
auf ein paar Poſitionen aufmerkſam machen. Zunächſt auf die SS 25 und 
26 der Vorlage. § 25 will alle öffentlichen 5 einer gewiſſen Con⸗ 
trole unterwerfen, um eine Controle für einen verhältnißmäßig kleinen Theil 
des Malzes, der beſteuert wird, in der Steuergemeinſchaft mitzufaſſen. Man 
verweiſt auf Baiern, wo das obligate riſch iſt. Allerdings, es wird aber 
auch dort als eine ſchwere Bedrückung empfunden. Das Königreich Baiern 
zieht daraus einen bedeutenden Theil der geſammten Staatseinnahmen. 
Um des kleinen Satzes von 900,000 bis höchſtens 1 Million Centner Malz 
willen aber die vielen tauſend Müblen Deutſchlands in der Brandmalz⸗ 
gemeinſchaft unter Controle zu ftellen, ſcheint mir doch ſehr exorbitant zu 
ein. Sodann iſt die in me K 
der Controlbeamten eine viel zu weitgebende. Endlich iſt aus der Faſſung 
des § 44 nicht genau erſichtlich, wem er die Laſt der Anſchaffung der Meß⸗ 
apparate auflegen will. Meines Wiſſens bekommen die einzelnen Staaten 
für die Erhebung der Steuer einen Satz von 15 pCt. Ob in dieſer Be⸗ 
ziehung eine Aenderung geplant wird, weiß ich nicht. Mir will es nur be⸗ 
denklich erſcheinen, daß die Meßapparate nicht aus der Reichskaſſe, ſondern 
von den Einzelſtaaten zu beſtreiten ſind. Das will mir nicht ſtimmen und 
die darin liegende Sonberänetät will ich gerne miſſen. Ich empfehle, die 
Porlage pure abzuweiſen, eventuell, wenn Commiſſtonsberathung beſchloſſen 
werden ſollte, ſie dort noch gründlicher als das vorige Mal durchzuberathen. 

Schatzſecretär Scholz: Die Erwähnung des Artitel 35 ſollte nicht blos 
dem Entwurfe als Folie dienen, auch nichts Feindſeliges gegen die außer⸗ 
halb der Brauſteuergemeinſchaft ſtebenden Staaten enthalten; ich habe auch 
ausdrücklich auf die vorjäbrigen Verhandlungen verwieſen, die den, 
dieſes Artikels ſchon klar geitellt daben. Das Ziel des Artikels, als das 
von der Regierung angeſtrebte binzuftellen, wird mir doch unbenommen 
ſein; ich glaube, daß mich der Abg. v. Soden mißverſtanden hat. 

Abg. Meier (Schaumburg⸗Lippe): Wenn gleich das Bedurfniß für 
weitere Steuern mir nicht nachgewieſen zu ſein ſcheint, und ich nicht gern 
die Bierſteuer ohne eine gleichzeitige Erhöhung der Branntweinſteuer anneh⸗ 
men möchte, fo werde ich doch für die Vorlage ſtimmen, weil ich als 
Brauereibeſitzer mir nicht nachſagen laſſen will, daß ich im perſönlichen 
Intereſſe 1 Pd geftimmt babe. (Heiterkeit). Nach meiner Ueberzeugung 
werden die Producenten die Steuer nicht auf die Conſumenten abwälzen 
können, und da die Brauer ſchon in den letzten Jahren in Norddeutſchland 
ſchlechte Geſchäfte gemacht haben, fo werden fie noch mehr leiden, wenn 
dieſe Steuer eingeführt wird. Sollte das Geſetz in eine Commiſſion ber: 
wieſen werden, jo mochte ich dieſelbe noch auf zwei Punkte aufmerkſam 
machen, die mir von beſonderer Wichtigkeit erſcheinen. Im Paragraph 2 
iſt ein abſolutes Verbot der Surrogate ausgeſprochen. Ich bin damit voll⸗ 
ommen einverſtanden, es müſſen aber Mittel und u gefunden werben, 
dies auch auf die importirten Biere anzuwenden. Das Nahrungsmittelteſetz 
wird, ſobald die Surrogate der Geſundheit nicht nachteilig find, in dieſer 
Beziehung nicht zutreffen. Der zweite Punkt betrifft die Rückvergtung 
beim Export. Nach en ſoll dieſelbe vollſtändig den Beſtimmungen des 
Bundesrathes überlaſſen bleiben, ich glaube aber, daß wenigſtens im Gele tz 
ausgeſprochen werden muß, daß die Steuer im vollen Betrage zurückver⸗ 
aütet werden ſoll, wenn auch ſelbſtverſtändlich die Beſtimmung über die 
Ermittelung dieſes Betrages dem Bundesrath überlaſſen bleiden muß. Es 
ſoll nicht mehr bonificirt werden, als wirklich bezahlt iſt, aber die Rückver⸗ 
gutung ſoll auch die volle Höhe der bezahlten Steuer erreichen, denn 
wenn I viel Bier exportiren können, jo werden wir das Nationalvermögen 
vermehren. 

Abg. Dr. Witte (Roſtoc): Wir müſſen erſt abwarten, was die im 
1 Jabre bewilligten Steuern für Erträge abwerfen werten, ehe wir 
ur Annahme neuer, überflüffiger und ace Steuern gelangen. 

enn das neue Werk der ſogenannten Zollreform demnächſt in bedenkliche 
Schwankungen geratben wird, fo hat dies feinen weſentlichſten Grund darin, 
daß die nothwendigſten Lebensbedürfniſſe mit Steuern delegt ſind, daran 


Weiſe 


ſtener 
muß die Steuerreform eintreten. Was wir 
reform geſehen haben, war weiter nichts als die Schaffung neuer Steuern. 
Wo die Reform ſyſtematiſch hätte 2 ſollen, hat ſie au 

halte es für einen Mangel, daß im 

far Zoll⸗ und Steuerangelegenbeiten vorhanden iſt; die Menge techniſchen 
Wiſſens, die bei der Bearbeitung der Steuervorlagen nothwendig iſt, iſt fo 
groß, daß ein dauernder Sachverſtändigenbeirath der Regierung nothwendig 
it. Ich empfehle die Schaffung eines ſolchen Inſtituts den verbündeten Ne 


bin in 


Die Production dieſer Surrogate — dauptſächlich Stärkezucker 


§ 20 geſtattete Einſichtnahme der Bücher ſeitens⸗ 


Sinn 


ſcheitern. Die übergroße Mehrzahl meiner pol 

den Entwurf N veil das finanzielle Be“ 
en iſt. Darin liegt kein prinzipieller Widerſtand 

' ann aber lehnen wir die Vorlage ab, weil wir die 
rbindung der erhöhten Brauſteuer mit der Erhöhung der Branntwein⸗ 
eine unerläßliche Bedingung erachten. Bei der Branntweinſteuer 
bis jetzt von einer Steuer“ 


ehört. Ich 


eiche nicht eine technische Canale 


gierungen. 
„Abg. Dr. Schauß: Ich werde mit einem kleinen Theil meiner poli⸗ 
tiſchen Freunde für die commiſſariſche Berathung ſtimmen. Ich muß aber 
den Abg. v. Soden gegen die Bundescommiſſarien nach zwei Richtungen 
chutz nehmen und feine Ausführungen in Betreff der Erfolge det 
Erhöhung des Malzaufſchlages in der bairiſchen Rheinpfalz vollkommen 
beſtätigen. Das Malzaufſchlagsgeſetz hat nicht fo functionirt, wie wir 
beabſichtigt haben. Eine Brauſteuer als indirecte Steuer ſoll nicht det 
Producent, ſondern der Conſument tragen. In der Pfalz hat aber die er 
böbte Malzſteuer den Bierpreis nicht erhöht, die Steuer wird alſo von den 
Brauern getragen, die dabei ihre Rechnung nicht fanden, obwohl ich nicht 
von einem productiven Nothſtand ſprechen will. Wir baben ferner bei det 
Erhöhung des Malzauſchlages die politiſche Frage einer einheitlichen deul“ 
ſchen Brauſteuer in Erwägung gezogen und aus dieſem Geſichtspunkte dieſe 
Erhöhung nur bis zu einem beſtimmten Endtermin bewilligt; mit der Be 
ſtimmung, daß falls bis dahin eine einheitliche deutſche Brauſteuer nicht zu 
Stande kommt, die alte Steuer von vier Mark wieder eintritt. Mit dieſen 
Endtermin wollten wir das Steuerbewilligungsrecht der Volksvertretung 
wenigſtens an einem beſtimmten Punkte wahren, aber unſere Regierung hal 
ſich gleichfalls durch dieſe Beſtimmung dagegen geſchützt, daß der bairiſch 
Landtag ſpater den auf einem Geſeße von 1811 beruhenden Steuerſaß 
von 4 Mark pro Hectoliter nicht unter dieſes Niveau berabdrücken könne, 
Wir haben ihr dieſe Conceſſion um fo berubigter machen können, als w 
nicht vorausſetzen, daß bis dahin unſere finanziellen Bedürfniſſe eine ſolche 
Steuerherabſetzung geſtatten werden. Eine ſolche Hoffnung auf die ’ 
1 der Steuerreform im Neiche haben wir nicht. Ein früherer Redner 
at unſeren großen Bierconſum in Baiern, wodurch wir 50 Procent meht 
an indirecten als an directen Steuern einnehmen, ins Komiſche gezogen 
Das Laſter des Bierconſums iſt nach den heutigen Ausführungen fait als 
eine Tugend zu betrachten (Heiterkeit) gegenüber dem Branntweinconſum, 
gegen welchen es ein Präſervativ iſt. Man ſchmähe nicht das arme Bier, 
das ich und meine Freunde in dieſem Haufe nicht im Ubermaße aber in be 
ſcheidenen Grenzen liebe und bochhalte. ; 

Die Discuffion wird geſchloſſen und die Verweiſung der Vorlage in eine 
Commiſſion abgelehnt. (Da ür ſtimmen nur die Conferbativen.) 

Schluß 3% Uhr. Naächſte Sitzung: Freitag, 1 Uhr. (Etat.) 


Berlin, 11. März. e e Se. Majeſtät der König hat dem 


Bürgermeiſter und Landſchafts⸗Rath Neubourg zu Stade den Rotben 
Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; ſowie dem Amtsgerichts⸗Rat 
Roquette zu Drieſen, dem Pfarrer Rübf amen a Tiegenort im Kreilt 
Marienburg, Regierungsbezirk Danzig, und dem Bureauvorſteher bei den 
Propinzial, Feuer Socieſalen, Kanzlei⸗Rath Erdmann zu Breslau, den 
Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe verliehen. . PP 

Se. Majeftät der Kaiſer bat dem ſeitherigen vortragenden Rath im Au 1 
wärtigen Amt, Geheimen Legations⸗Rath Wilke, bei der von ihm bean 
tragten Verſetzung in den Ruheſtand den Charakter als Wirklicher Geheimer 
Legations⸗Raib mit dem Range der Näthe erſter Klaſſe beigelegt. 

Se. Majeſtät der König hat den bisherigen Bauinſpector Otto Bruns N 
in Coblenz zum Regierungs⸗ und Bauratb, den Amtsgerichts Rath Heſſe 
in Breslau zum ſtellvertretenden richterlichen 1 2 des Bezirksverwal⸗ 
tungsgerichts zu Breslau auf die Dauer ſeines Hauptamtes am Sitze des 
letzteren ernannt; ſowie dem Bauinſpector Leopold in Hannover den 
Charakter als Baurath beigelegt und den beſoldeten Stadrath Auſt zu 
Waldenburg, der von der dortigen Stadtverordnetenverſammlung getroffe? 
nen Wahl gemäß, als Bürgermeifter dieſer Stadt für die geſetzliche zwölf 
jährige Amtsdauer beſtätigt. . 

Der Königliche Regieruugs⸗ und Baurath Otto Bruns iſt, vom 
1. April c. ab, der Königlichen Regierung zu Erfurt überwieſen worden. 
— Bei dem Miniſterium für Handel und Gewerbe iſt der Geheime Kanzlei“ 
Secretär Schröder zum Geheimen Kanzlei⸗Director und der Kanzlei” 
Diätarius Schönfelder zum Geheimen Kanzlei⸗Secretär ernannt worden 

Berlin, 11. März. [Se. Majeftät der Kaiſer und König] 
nahm heute den Vortrag des General⸗Lieutenants von Albedyll und 
hierauf den des Kriegs⸗Miniſters entgegen. — Ihre Majeſtät die 
Kaiſerin und Königin wohnte heute dem Examen in der 
Kaiſerin Auguſta⸗Stiſtung bei. (Reichs⸗Anz.) 

— Berlin, 11. März. [Vorlage, bezüglich Abänderung 
des Geſetzes über die Naturalleiſtungen für die bewafl? 
nete Macht im Frieden.] Der Reichskanzler hat dem Bundes 
rathe einen Geſetzentwurf, betreffend Abänderung des Geſetzes vom 
13. Februar 1875 über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht 
im Frieden, vorgelegt, welcher lautet: 

„An die Stelle des vierten Abſatzes des § 3 des Geſetzes über die nr 
turalleiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Februar 187 
tritt nachſtehende Vorſchrift: Die Stellung von Vorſpann kann nur ge 
fordert werden für die auf Märſchen, in Lagern oder in Canteunfrunſee 
befindlichen Theile der bewaffneten Macht und nur inſoweit, als der Be 
darf nicht rechtzeiti durch die Militärverwaltung oder die Truppentbeile 
ſelbſt gegen einen Preis hat ſicher geſtellt werden konnen, welcher den vom 
Bundesrath für den betreffenden Lieferungsverband feſtgeſtellten Vergütungs“ 
Saß ($ 9, 1) nicht überſteigt.“ ' 

In der beigegebenen Begründung heißt es: ' 
„Die Vorſchrift im § 3 des erwähnten Geſetzes, nach welcher die Stellung 
von Vorſpann nur inſoweit gefordert werden kann, als der Bedarf im Wege des 
Vertrages gegen ortsübliche Preiſe durch die Militär⸗Intendantur nicht recht“ 
zeitig hat ſichergeſtellt werden können, hat in der Ausführung zu großen Schwie⸗ ) 
rigkeiten und im Beſonderen zu ungerechtfertigten Belaſtungen der Reichs ka 4 
geführt. Die ortsüblichen Preiſe fallen mit den nach § I Nr. 1 a. a. , 
dom Bundesrath für die Bezirke der einzelnen Lieferungsverbände fell 
geſtellten Vergütungsſätzen nur theilweiſe zuſammen; die Intendanturen 
müſſen daher bei ſeder Beſchaffung von Vorſpann auch die ortsüblichen 

reiſe kennen, da ſie nur, falls die e der erforderlichen Fuhr“ 
werke innerhalb dieſer Preiſe nicht gelingt, zur Requiſition ſchreiten dürfen, 
Nach den bisherigen Erfahrungen iſt die Militärverwaltung nun nicht u 
der Lage, ſelbſtſtändig in jedem gegebenen Falle die nöthigen Preisermitte⸗ 
lungen ſchnell und zuberläfiig zu bewirken, vielmehr iſt dieſelbe in die 
Nothwendigkeit verſetzt geweſen, ſich in der Hauptſache auf die Atleſte hr 
betheiligten Ortsbehörden zu ſtützen. Die Neigung der letzteren, ſelbſt 
unberechtigte Forderungen als den ortsüblichen Preiſen entſprechend zu 4 
ſcheinigen, iſt indeſſen jo weit verbreitet, daß es im_ finanziellen Intereſe 
des Reichs nicht zuläſſig erſcheint, dergleichen Beſcheinigungen A 
ferner als maßgebend anzuerkennen. Ueber die Möglichkeit, den herbol 
getretenen Uebelſtänden abzuhelfen, haben eingehende Erörterungen ſtall⸗ 

efunden. Der an erſter Stelle in Vorſchlag gekommene Ausweg geht 7565 
5 an die Stelle der Beſcheinigungen der Orksbehörden diejenigen der vorgeſehle 

erwaltungsbehörden treten zu laſſen. Eineſderartige Einrichtung hat ſich imbelle 
als untbunlich erwieſen. Ein zweiter Vorſchlag läuft darauf hinaus daß inZukun 1 
das Vorhandenſein ortsüblicher Fuhrpreiſe nur für diejenigen Orte anertan, 
werde, an welchen die gewerbsmäßige Vermiethung von Subrmert bergebracht b e. 
daß für alle Orte, an welchen letzteres nicht der Fall, die vom Bundesrath für den be 
treffenden Sieferungsberband normirten Sätze als Maximalſätze anzuſeten, 
ſowie, daß auch in den Orten der erſteren Art Prei, welche den Bet, 
gütungsſatz des Lieferungs verbandes um mehr als 25 Procent uberſteigen 
nur inſoweit a bemilligen, als ihre Angemeſſenheit van der der Ortsbeho 
vorgeſetzten Verwaltungsbebörde beſcheinigt werde. Auch dieſer Aust m 
erſcheint jedoch bei näherer Prüfung ſchon um deswillen als nicht aun , 
bar, weil die Militärbermaltung ſich außer Stande erklärt, in jedem F. * 
darüber entſcheiden zu können, ob ein Ort zu denjenigen gehöre, an welchen 
die gewerbsmäßige Vermiethung von Fubrwerk hergebracht iſt oder nich. 
Es werden nun Cinleitungen getroffen, um durch die Intendanturen blch⸗ 
Mitwirkung der Poſtverwaltung ſämmtliche Orte, für welche arts, 
Fuhrpreiſe anzuerkennen, zu ermitteln, ſowie dieſe Preiſe ſelbſt unter sol 
tbeiligung der Landeöberwaltungäbehörben feſtzuſtellen. Der Rechnun den 
bat ſich für die reichsgeſetzliche Regelung der Frage ausgeſprochen. pet 
gemäß bezweckt der Entwurf, daß die Stellung don Vorſpann geſorbe 


= 


10. BERN p 
kann, ſoweit der Bedarf nicht rechtzeitig on dem Bundes: 
de kene mi e eee ede deen n 
€ = [Commiffion für Verlängerung des Soclallſten⸗ 
eſetzetz.] In der Donnerstags⸗Sizung des Reichstages If die 
union für Verlängerung des Soclallſtengeſetzes gewählt worden. 
orſizender iſt der Abg. von Kardorff, fein Stellvertreter der Abg. 
N enſperger (Olpe), Schriftführer ſind die Abgg. Roggemann und 
M Marſchall. 


Das Geſetz, betreffend den Ankauf der im Großherzoglich 
Nes Gebiete belegenen Strecke der Main⸗Weſer⸗Bahn 
Inden Bau einer Eiſenbahn von Cölbe nach Laasphe, vom 
März 1880, wird im „Reichs⸗Anzeiger“ publicirt. 

1 München, 7. März. [Die Anſprache des neuen Nun⸗ 
Aus.] Der „balriſche Courier“ veröffentlicht die Anſprache, mit wel: 
1 der päpſtliche Nuntius, Mgr. Roncetti, am 28. v. Mts. dem 

ig Ludwig fein Beglaubigungsſchreiben überreichte. Dieſelbe lautet: 
1 „Das Schreiben, welches ich die Ehre habe Ew. Maſeſtät zu überreichen 

d durch das der Heilige Vater mich bei Ihnen als apoſtoliſchen Nuntius 

beglaubigen geruht hat, enthält ein glänzendes Zeugniß der vollſten 
10 hänglichkeit Sr. Heiligkeit an Ihre erhabene Perſon. Indem der ſouve⸗ 
dean Papſt mir eine fo bohe Sendung anvertraute, hat er mich beſonders 
n uftragt, Ew. Majeſtät wiederholt der wärmſten Gefühle feines väter: 
‚Gen Herzens zu verſichern, und er hat mir nichts dringender 
eupfohlen, als Eurer Majeſtät zur Kenntniß zu bringen, wie ſehr 
in kwünſche mit ihr im vollſten Einverſtändniß zu leben und mehr und 

Aer die hundertjährigen Bande wieder zu feſtigen, welche in ſo glücklicher 
f Alle dieſes ruhmpolle Königreich mit dem Heiligen Stuhl verbinden. Ich 

8 e mich glücklich bei Ew. Majeſtät der getreue Dolmetſch des Heiligen 
& ers, meines erhabenen Souverains, zu fein, und ich werde alle meine 
Borgfalt und all' meine Kraft der Erfüllung meiner hohen Aufgabe wid: 
Ala die dann nicht ſchwer 7 kann, wenn Ew. Majeſtät mich Ihres 
auerbödien Schutzes und Ibres erhabenen Wohlwollens zu würdigen 

en. 

Straßburg, 9. März. [Die Schulfrage.] In der Sitzung des Lan⸗ 
des Ausſchuſſes von Elſaß⸗Lothringen vom 5. d. Mts. führte ein das 
niedere Schulweſen betreffender Antrag zu lebhaften Debatten, die auch 
außerhalb der Reichslande von Intereſſe ſind. 
att: f begründete Mitglied Fuchs feinen Antrag, der folgende Wünſche 


J) Wiedereinſetzung der Bezirks⸗Schulrätbe, 2) Vermehrung, der Klein: 
Underſchulen, 3) ie en Commiſſionen für die Examina an den 
Präparandenſchulen und Lebrerſeminarien, 4) an dieſen Anſtalten find 
nur ſolche zuzulaſſen, die entweder geborene Elſaß⸗Lothringer ſind oder 
ihren Wohnſiz im Lande baben, 5) die jungen Lehrer ſollen während 
eines Jabres unter Auſſicht eines älteren Hauptlehrers unterrichten, 
8) mindeſtens ſechsſtündiger Unterricht im eig gen die Woche: in den 
ezeichneten Anſtalten, 7) Verpflichtung zum Schuldienſt für die Lehrer 
auf 10, für die Lehrerinnen auf 7 Jabre. 

u dieſem Antrag ſchlug Pfarrer Winterer folgendes Amendement vor: 

„Der Landesausſchuß wolle beſchließen, die Regierung zu erſuchen, 

die erforderlichen Maßnabmen zu tre en, daß die gegenwärtige Schul⸗ 

geſetzgebung in einer dem Rechte der Familien und dem alten Zuſtande 
mehr entſprechenden Weile abgeändert werde.“ 

Was über die Begründung dieſes Amendements durch den Antragſteller 
zo tet wird, erinnert zu ſehr an die im Reichstage oft gehörten Reden der 
diepsländifchen Clericalen, als daß wir nicht fügli von der Wiedergabe 

Referats 41 könnten. 

Rai orzubeben iſt indeß die Bemerkung des Baron Zorn von Bulach 
Suter, daß auch vom liberalen Standpunkte aus die Mitwirkung der 
anmilie an der Schule durch die Conſtitutionen von 1789, des Jahres III 
ud von 1848 anerkannt und von Männern wie Voltaire und Tbiers ge: 
zuligt ſei. Kein Reichsgeſetz ſtebe einer Aenderung der neuen Geſetzgebung 
fünf ne Die Ausſchließung des franzöſiſchen Unterrichts aus der Volks⸗ 
Qule fe eine politiſche Maßregel, um das Land zu germaniſiren. 
lere a. 


etar Folgendes: RR h \ 
„Die Frage iſt eine ernſte und wichtige und ſollte ohne leidenſchaftliche 
und übertreibende Entſtellung der wirklich beſtehenden Zuſtände behandelt 
den. Die deutſche Verwaltung hat den W e Nen en eingeführt 
u bat damit etwas gethan, was das Elſaß ſeit Menſchengedenken ges 
nat und verlangt bat. Seit den 30er Jahren iſt der Wunſch danach 
Augen Berichten der conseils généraux immer und immer wiedergekehrt. 
* ſucht Frankreich gegenwärtig dieſen Schritt zu erreichen, wenn auch 
Eiter dem Widerſpruch derer, die in dem obligatoriſchen Unterricht einen 
zugriff in die Rechte der Kirche ſehen. Die deutſche Regierung bat ferner 
ie Dauer der Schulzeit verlängert, die Lehrziele weiter geſteckt und varauf 
behalten, daß nur geprüfte Lehrer an den Schulen tbätig werden. Obedienz⸗ 
Hefe und brevets de capacité durften den Nachweis der Befähigung nicht 
mobs erſezen. Die neue Geſetzgebung ſoll nun eine dictatoriſche und gleich⸗ 
dancdende fein. Es iſt aber ein Correlat des Schulzwanges, die Pflicht des Staates, 
Fra a ſorgen, daß die Kinder etwas Tüͤchtiges lernen, und hiermitiſt die abſolute 
Wendet jedes Familienvaters, über den Unterricht ſeiner Kinder zu beſtim⸗ 
anunberträglich. Dieſe Freiheit führt zur Ignoranz, weil nicht jeder 
den lenvater im Stande iſt, ſeine Kinder ſelbſt zu unterrichten, und nicht 
And Erfabrung und Leit genug bat, ſich um die beſte Schule für feine 
daß der zu kümmern. Der Erfolg des obligatoriſchen Unterrichts iſt geweſen, 
en namentlich in großen Induſtriebezirken diele Kinder, die früher nicht 
tete N&ult waren, jetzt & Schule gehen. Von maſchinenartigem, abgerich⸗ 
Lehn. Weſen in den Schulen kann man nicht ſprechen. Die geſammte 
Ar kerſchaft erfüllt ihre Aufgabe mit großer Berufsfreudigkeit. Die Schule 
leit nicht in die Rechte der Familie ein. Die beſtehenden Vorſchriften über 
ch örtliche Auſſicht der Schule find unberührt geblieben. Die Localrätde 
m eben in allen Gemeinden über 2000 Seelen und auch in kleineren Ge: 
einden, ſoweit Anträge geſtellt werden. Allerdings kann auch nach der 
aſſung der Regierung die Erziehung eine gedeihliche nur ſein, wenn 
die ale und Familie Hand in Hand geben, und es iſt nur zu wunſchen, daß 
„Gemeinden und die Familienvater den Zielen der Schule ein lebhaftes 
5 ereſſe widmen. Die gemiſchte Schule ift keine Erfindung der deutſchen 
00 waltung. Sie hat deren 1114 vorgefunden; ihre Zahl bat ſich um etwa 
ſeitdem erhöht. Die Vereinigung bon Knaben und Madchen in den 
5 Öulen iſt im zarten Alter unter der Aufſicht eines aufmerkſamen Lehrers 
ie edenklich. Die Vereinigung bat ta ner beſtimmter Grenzen große finan: 
ei und pädagogiſche Vortheile. Ein Bericht des Generalraths des Nieder⸗ 
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eius aus dem Jahre 1836, welchen Redner verlieſt, legt mit überzeugender 
ahrhaftigkeit die Unſchädlichkeit der gemiſchlen Schulen dar. Einen Zwang 
h eſer Beziehung hat die Verwaltung übrigens nicht gebt. Was die 
den ahe anbelrifft, ſo liegt der deutſchen Verwaltung eine Unterſchätzung 
eig ranzöſiſchen oder eine Feindſchaft gegen dieſe Sprache ferne. Die 
die nen Verhandlungen des Landesausſchuſſes geben Zeugniß dafür, daß 
die Regierun nicht beabſichtigt, auf dieſem Gebiete Zwang zu üben. Wo 
dag amtliche Geſchäftsſprache franzbſiſch it, iſt es auch die Unterrichtsſprache: 
die galt für 435 Gemeinden mit 283,000 Seelen. Wenn der Regierung 
din Abſicht der Germaniſtrung zugeſchriehen wird, jo wünſcht dieſelbe aller⸗ 
Auen daß das Land deutſch lerne und ſpreche. Dies Intereſſe tritt aber 
wielck binter dem pädagogiſchen, zu verhindern, daß, wie es jetzt über: 
de ded der Zul iſt, die Bevölkerung leine Sprache vollſtändig beherrſcht. 
die ine uſche Sprache iſt für die Bevölterung, insdeſondere für junge Leute, 
hen, die Armee oder Verwaltung eintreten ſollen, unerläßlich. Für alle 
en Lebensſtellungen iſt ausreichende Gelegenheit zur Erlernung des 

en gegeben. Es liegt in dem Beſtreben der deutſchen Regierung, 
mache os zu germaniſiren, ſondern das Land glücklich und wohlhabend zu 
diefem d und auch im Bereiche der Erziebung Alles aufzuwenden, was zu 
finden Ziele führen kann. Uebrigens wünſcht auch ſie eine Organiſation zu 
inen Veielche im Anſchluß an frühere Einrichtungen der Schulverwaltung 

Page an die Seite ſetzt.“ Amin 

angen m weiteren ſpeciellen Grörterungen wurde der Antrag Fuchs 


omm a 
Frankreich. 
Ga Paris, 9. März. [Aus dem Senate. — General 
dane et.] Faſt die ganze geſtrige Sitzung des Senates füllte die 
der Ole e der Rede Jules Simon's aus. Er ſelbſt, ſowie Roujat, 
wol, Frage vom Rechtsſtandpunkte aus nochmals beleuchtend) ihm 
ef 500 le, brachten keine neuen Argumente zu Tage. Unter den 
ein en Geſetzen, meinte J. Simon, wolle der Miniſter wahr⸗ 
20 ip Geſetz von 1790 verſtanden wiſſen, welches durch feinen 
Pen ie Exiſtenz aller Congregationen förmlich unterſagt. Nun 
r dieſer Paragraph fo drakonſſch, daß die Regierung gewiß 
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diefe Ausführungen der Vorredner entgegnete dann der Staats⸗ r 
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lichkeit Redner nicht beſtreltet. Aber dieſem Uebelſtande müßte dur 
ein eigenes Geſetz abgeholfen werden und nicht mit Hilfe eines 


Paragraphen. Er will überhaupt nicht, daß man an der Freiheit des 
Unterrichts rüttle, denn das hieße überhaupt die Freiheit in Frage 
ſtellen. Als Lacordere in der geſetzgebenden Verſammlung von 1848 
im Dominikanercoſtüm erſchien, wurde er applaudirt, nicht feiner Ge⸗ 
wandung halber, ſondern weil feine Anweſenheit die Freiheit reprä⸗ 
ſentirte. Nun kommt ein ziemlich ernſter Zwiſchenfall. Als J. Simon 
Teſtelin gegenüber betonte, daß er zwei Syſteme, den Oſtracismus 
gegen die Jeſuiten betreffend, kenne, und daß er ſeinen Unterbrecher 
gerne anhören werde, wenn dieſer ſein Syſtem werde ausein⸗ 
anderſetzen wollen, erwiderte Teſtelin in höchſter Erregung: „Ich 
habe keinerlei Syſtem dargelegt. Ich habe mich darauf be⸗ 
chränkt, meiner Entrüſtung und meiner Verachtung Ausdruck zu 
geben.“ Hierauf großer Lärm, ſtürmiſche Mahnungen von der 
Rechten an den Präſidenten, Teſtelin zur Ordnung zu rufen. Der 
Berichterſtatter meint dazu in feiner gleisneriſchen Weiſe: Kein Ord⸗ 
nungsruf. Ich widereſetze mich ihm mit allen Kräften. Teſtelin hat 
eine bisher in einer geſetzgebenden Verſammlung ungekannte Initiative 
ergriffen, indem er ſeiner Verachtung für einen ehrlichen Mann Aus⸗ 
druck gab, der auf der Rednerbühne die Vertheidigung der Freiheit 
unternommen. Herr Teſtelin möge doch auf ſeiner Unterbrechung be⸗ 
harren. Ich bin ſtolz darauf. Darauf folgte, etwas ſpät, ein Ord⸗ 
nungsruf des Präſidenten, Calmon, der überhaupt ſehr ſchlecht präſi⸗ 
dirt, und als Leiter einer Verſammlung ſtürmiſchen Auftritten nicht 
gewachſen iſt. J. Simon ſetzt noch auseinander, daß man heute bei 
ruhigen Zeiten kein Geſetz der Verdächtigen ſchaffen, keine Ausſchließung 
decretiren dürfe, wenn nicht auf Grund eines richterlichen Urtheiles. 
Eine ſolche Regierungswirkſamkeit ſei niemals erſprießlich geweſen. 
Man könne Menſchen verbannen, Theorien aber ließen ſich nicht zum 
Lande hinausjagen. Damit war die geſtrige Sitzung abge: 
ſchloſſen. Ueberhaupt lag und liegt das Intereſſe nicht mehr in den 
offentlichen Sitzungen, ſondern in der Couliſſenarbeit. Es iſt nämlich 
hochſt wahrſcheinlich geworden, daß die Rechte einer ziemlich ſtarken 
Majorität ſich verſichert — Gegner fagen 8, Freunde 16 Stimmen 
Majorität — und daß die Regierung, trotzdem de Freyeinet heute 
für den Artikel eintritt, ſich ganz darauf gefaßt macht, in der Minder⸗ 
heit zu bleiben. Das ficht fie aber durchaus nichts an. Es darf 
nämlich nicht außer Acht gelaſſen werden, daß die Dringlichkeit nicht 
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erklärt wurde, daß alſo die Vorlage noch zwei Leſungen zu paſſiren lich bei den jo j 


hat, und zwiſchen der erſten und zweiten Leſung, deren Zeitendiftanz 
von einander ein Miniſterium beliebig verlängern kann, wird man 
ſchon Mittel finden, entweder die Minorität zur Majorität umzu⸗ 
geſtalten, oder ſich anders aus der Verlegenheit zu helfen. — Der 
geſtrige Artikel der „Juſtice“ gegen die eventuelle Ernennung des 
General Gallifet zum Gouverneur von Paris macht hier ungeheures 
Aufſehen. Man flieht darin eine offene Kriegserklärung der Anhänger 
der Commune an die Bekämpfer derſelben, und die provocirende Hal⸗ 
tung ber „Juſtice“ könnte gerade zur Ernennung des wackern Gene⸗ 
rals das Meiſte beitragen. 


Osmaniſches Neich. 


[Mohbamedaniſche Inſurrection.] Der „Polit. Correſpondenz“ 
chreibt man aus Philippopel, 1. März: Gegen Adrianopel zu wird die 
Grenze Oſt⸗Rumeliens durch die Eiſenbahn von Konſtantinopel anderthalb 
Stunden don der Station Muftapba Paſcha durchſchnitten. In dieſer letz⸗ 
teren türkiſchen Ortſchaft iſt eine Abtheilung Cavallerie ſtationirt, welcher 
die Bewachung der ziemlich langen und in einer Ausdehnung von 10 bis 
12 Kilometern nc eee des gebirgigen Cantons Kirdſchali binziebenden 
Grenze obliegt. Dieſer auf rumeliſchem Gebiete liegende Canton wird aus⸗ 
ſchließlich von Muſelmännern pomakiſchen Stammes (um Islam bekehrte 
ae bewohnt. Es ſind dies kräftige, kriegeriſche Bergbewohner, welche 
er 
Ruſſen das Land geräumt, baben im Kirdſchali bereits vier oder fünf Er⸗ 
bebungen ſtattgefunden, welche allerdings Dank der Mitwirkung einiger 
localen Beis leicht unterdrückt wurden, in deren Intereſſe es lag, auf gutem 
Fuße mit den Bulgaren zu ſtehen, um eine gewiſſe Suprematie im Lande 
auszuüben. Thatſächlich genießt der Canton vollſtändige adminiſtrative 
Autonomie; man muß der rumeliſchen Regierung die Gerechtigkeit wider⸗ 
fahren laſſen, daß ſie es nie auch nur verſucht bat, dieſen Mohamedanern 
eine chriſtliche Jurisdiction aufzunöthigen. Der Vorſtand des Cantons war 
ſtets ein Mufelmann, und ebenſo die Gerichtsperſonen, die Gendarmen ꝛc. 
Allein, es giebt viele Malcontenten in dem Bezirke. Namentlich iſt eine 
Partei der Beis hinzuzurechnen, welche mit eiferſuchtigem Auge ihre Nach⸗ 
barn die ihnen von der Centralgewalt in Philippopel verliehenen Befugniſſe 
ausüben ſehen. Dieſe Partei hat beſtändig ein Einverſtändniß mit ihren 
Glaubensgenoſſen in der Türkei unterhalten, um Verwickelungen und Un⸗ 
ruhen herbeizuführen. Die rumeliſche Regierung ſoll bereits ſeit vorigem 40 
December darum gewußt haben, daß an der Grenze für das Frühjahr eine 
Schilderhebung unter Mitwirkung von 2000 bis 3000 hungernden Flücht⸗ 
lingen und einigen Deſerteurs der Adrianopler Armee vorbereitet werde. 
Die Unzufriedenen warteten indeß nicht das Ende der ſchlechten Jahreszeit 
ab, um loszuſchlagen. Sie eröffneten vor drei Wochen ihre Operationen 
mit Raubanfällen, welche von drei bis vier wohlbewaffneten, aus je fünfzig 
Mann beſtehenden Banden ausgeführt wurden. Man hatte zu deren Ver⸗ 


ſchlüͤſſen; 


b. Pet., Poln. 


Boden⸗Crepit 


zu Ehren von den letzteren an der Grenze bei 5 a 
ch Hatten Diner Theil; als türkiſcher General nahm er über 
i nes N | ataillon bulgariſcher Soldaten die Revue ab und bielt ſogar 4 
in eine Vorlage, wohin er nicht gehört, untergeſchobenen] großen Erſtaunen der armen Cratuſchlas an ie in vortrefflichem Ruf 
eine Anſprache. — In Konſtantinopel war einmal die Rede davon, den 
erg *. im Commando der rumeliſchen Miliz durch dieſen Mehmed 
aſcha zu erſe 
— Es iſt indeß ſicher, daß der Letztgenannte bier bei ſeinen Soldaten wie 
unter der Bevölkerung immer mehr an Beliebtheit eindüßt. Das nationale 
Organ „Narodni Glazs“ zieht jeden Tag unbarmherzig gegen ihn und ſeine 
deutſche Umgebung los. Es iſt eigenthümlich, daß vie Bulgaren gegen⸗ 
wärtig eine jo tiefe Abneigung gegen alles, was deutſch iſt, an den Tag 
legen. Unter Vitalis Paſcha machte ie dieſelbe Geſinnung gegen die 
Franzoſen, namentlich gegen die franzöftf 
Conſulat, welche dieſen vom Sultan plötzlich zum „General“ erhobenen 
Capitän der afrikaniſchen Legion offen protegirten, bemerkbar. Jetzt ſtehen 
die Franzoſen in Rumelien in Gunſt, vielleicht weil es deren faſt keine 
mebr, weder in der Miliz, noch in der Adminiſtration, giebt. Dagegen 
nehmen alle bier etablirten Deutſchen Theil an der Abneigung, welche im 
Augenblicke gegen die beiden deutſchen und turkophilen Mitgliever des Di⸗ 
rectoriums, den General Strecker und Herrn Schmidt, vorherrſcht. — Trotz 
feines rubigen und temporiſirenden Charakters wird ſich General Strecker 
in nicht ferner Zeit gezwungen ſehen, feine Demiffion zu geben und es 
werden ernſte Schwierigkeiten zwiſchen der Pforte und Aleko Paſcha auf⸗ 
tauchen, nachdem die Bulgaren entſchloſſen ſcheinen, diesmal den Letzteren 
zu zwingen, vom Sultan die Ernennung eines einheimiſchen, will ſagen 
bulgariſchen Miliz⸗Commandanten zu verlangen. 
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t. im Eruſte enke, ihn neuerzings wieder in Anwe weiſe In recht auten geſellſchaftlichen Beziebungen zu den ruſſiſchen in 
eee 


um 
ſiſch 


; General Strecker erhielt aber als Chriſt den Vorzug. 


che Delegation und das franzöſiſche 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


Berlin, 11. März. [Börſe.] Als wir am Ende der vorigen Woche, 
während eben noch die Baiſſepartei mit aller Force in Action war, die Zu⸗ 
verſicht ausſprachen, daß das e inken der Courſe bald einen 
Halt erfahren und eine Beruhigung des Ver 
wir dies in der Erwartung gethan, daß die Börſe der Lehren, die ihr die 
Niederlage der vorigen Woche ertheilt, eingedenk ſein und das ſtürmiſche 
Vorgehen der früheren Zeit zunächſt unterlaſſen werde. Indeß die Börje 
vergißt raſch und die eindringlichſten Warnungen werden leicht unter dem 
rauſchenden Tumulte des Börſengetriebes überhört. Der rapiden Abwärts⸗ 
bewegung der Courſe iſt vielmehr in demſelben Tempo ein Emporſchnellen 
der Werthe gefolgt und damit war von vornherein wieder der Grund zu 
einer neuen Abſchwächung gelegt. Die kleinen Leute, die zum großen Theil 
durch die Vorgänge der vorigen Woche aus der Speculation berausgedrängt 
waren, haben ſich, wenn auch vorläufig nur ſchüchtern, auf dem Schauplatze 
des Börſengeſchäftes wieder eingefunden und es braucht ihnen bei der 
Aengſtlichkeit, in der ſich dieſe Kreiſe gegenwärtig befinden, jetzt nur ein 
winzigerer Umſtand zu begegnen, um ſie zur Löſung ihrer Engagements im 


kehrs eintreten werde, hatten 


aber auch hier eine allmälige und im ſchließlichen Reſultate ſehr beträchtliche 


egierung Aleko Paſchas unaufbörlich zu ſchaffen machen. Seitdem die im Weſentlichen unverändert. Auch Prioritäten durchwegs full, . 
te 


II. Orient⸗Anleihe 59,—, III. do. 59,—. « 

Coupens. (Courſe nur für Boten.) Deſterr. Silberrent.⸗Cp. 171,30 bez., 
do. Eiſenbahn⸗Coupon 171,30 bez., do. Papier in Wien zahlbar min. 
Pf. t. Wien, Amerik. Gold⸗Dollar⸗Vonds 4,19 bez, do. Eiſenbahn⸗Prior. 
4,19 bez., do. Papier⸗Dollars 4,19 bez, 6 New⸗Mork⸗City 4,19 bez. 
Ruf. Central⸗VBoden min. — Pf. Paris, do. Papier und verl. min. 75 Pf. 
Papier u. verl. min. 75 Pf. Warſchau, Ruſſ. Zoll 20,5458 
bez., 22er Ruſſen —.—, Große Ruf iſche Staatsbahn —,— bez., Ruff. 
—.— bez., Warſchau⸗Wienen Comm. — bez., Rumäniſch, 
Divid.⸗Sch. per 1879 — bez., Warſchan⸗Teregpol —,— bez., 3 un 
5% Lombart min. — Pf. Paris, Diverſe in Paris zahlbar min. — P 


folgung einige Gendarmerie⸗Adtheilungen ausgeſchickt, und die ſogenannten] Poris, Hollandiſche min. — Pf. Amſterdam, Schweizer minus — Pf. Paris 


Rebellen waten jenſeits der Grenze verſchwunden. Nun melden aber vor⸗ 
geſtern bier eingelangte telegraphiſche Nachrichten, daß bei 2000 bewaffnete 
Mohamedaner die rumeliſche Grenze überſchritten, einige rumeliſche Ort⸗ 
ſchaften beſetzt und geplündert haben. Die geſammte im Departement 
Haslibi garnſſonirende Miliz wurde abgeſendet, um ihnen den >. zu ber: 
legen und fie zurückzuwerfen, und es wird ſicherlich zu ernſten Gefechten 
kommen, da die Mehrzahl der Rebellen, durch das Elend auf's Aeußerſte 
etrieben, ſich mit Entſchiedenheit ſchlagen wird. Die Mohamedaner von 
Mirbſchal haben allerdings noch keinen offenen Antheil an dieſer Erhebung 
genommen, welche bisher nur von den über die türkiſche Grenze ins Land 
gekommenen Eindringlingen geführt wird; allein das Unternehmen vaßt zu 
den Neigungen und Allüren der Gehirgsdewohner, und 1 wurde für 
ernſt "genug erachtet, um den Generalſtabschef der iliz mit der 
geſammien verfügbaren Cavallerie von Philippopel auf den Inſur⸗ 
rections⸗Schauplaz abzuſenden. — Wiewohl viel bedeutender, als die 
bisherigen Aufſtände, wird dieſe Rebellion noch ziemlich leicht zu 
unterdrücken fein, wenn die Pforte es will; denn nach zweiwöchent⸗ 
licher ſchöner Witterung ift in der ganzen Gegend, und beſondets im Gebirgs⸗ 
diſtricte von Kirdſchalt wieder ein reichlicher Schneefall eingetreten. Aber 
es iſt ſehr zu befürchten, daß gegen Ende März einer der ernſteſten Auf⸗ 
ſtände an dieſem Punkte der türliſchen Grenze zum Ausbruche kommen 
werde, und dies um ſo mehr, als die Adrianopler Militärbehörden nicht 
merken laſſen, als ob fie ſich um die Folgen eines ſolchen Ereigniſſes bes 
ſonders kümmern würden. (Nach den jüngſten Nachrichten ſcheint Neouf 
Paſcha denn doch zu energiſchen Maßnahmen gegen dieſe Bewegung ent⸗ 
ſchloſſen zu ſein.) Es iſt bereits bei anderer Gelegenheit erwähnt worden, 
daß die Lage ſowohl der türkiſchen Soldaten als der Flüchtlinge und Land: 
leute in dem benachbarten Vilajet eine unerträgliche iſt. Die Entbehrungen 
treiben ſie geradezu dem Raubhandwerke in die Arme, und ſo dürfte wahr⸗ 
ſcheinlich, ſobald die Kälte nachläßt und die Straßen gangbarer werden, die 
Zahl der „Inſurgenten“ von Kirdſchali beträchtlich anwachſen. Man muß 
bedenken, daß in der von Reouf Paſcha regierten Provinz ſich mehr als 
50,000 kräftige Flüchtlinge, ehemalige Baſchi⸗Bozuls, aufhalten, welche, von 
allen nothwendigen Mitteln, um ih einer Beſchäftigung zu widmen, ent: 
bloͤßt, von der Hand in den Mund leben. — Wie Eingangs dieſes Schrei⸗ 
bens auseinandergeſetzt wurde, befindet ſich unfern vom Inſurrections⸗ 
Schauplatze die türkiſche Truppenſtatian Muſtapha Paſcha. Aber der dor: 
ige Commandant Mehmed Paſcha muß wohl Befehl erhalten haben, die 

ugen vor den bedenklichen Ereigniſſen in feinem Rayon zu ſchließen, denn 
bis zu den letzten Nachrichten bat ſich auch nicht einer ſeiner Reiter von 


verändert. 


bis 29,00 M., 


Belgiſch“ minus — Pf. Bröfiel, Berl. Pin Dblisar, 20,42 bei. 


Berlin, 11. März. [Producten⸗Bericht.] Der Wind ift nach 
Nordoſt gegangen, er hat uns rauhe Luft, am frühen Morgen auch Hagel 
und Regen gebracht. Die Stimmung für Getreide war anfänglich feit und 
bat für Roggen auf Termine eine Kleinigkeit mehr als geſtern erzielt, die 
Haltung erſchlaffte ſpäter aber und die Beſſerung ging wieder verloren. — 
Loco iſt fortdauernd wenig Verkehr, Eigner halten ſeſt an relativ hohen 
Forderungen. — Roggenmehl ſtill. — Weizen bat ſich nicht viel im Werthe 
Die anfänglich bezahlten etwas höheren Preiſe konnten ſich 
vermehrtem Angebot gegenüber nicht behaupten. — Hafer loco feſt, Ter⸗ 
mine in beſchränktem Verkehr, aber auch eber etwas feſter. — Rüböl im 
ziemlich feſter Haltung, Preiſe aber nur wenig beſſer. — Petroleum matter. 
Spiritus iſt neuerdings etwas hoher zu verwerthen geweſen. Die Verkäufer 
beharren in größter Vorſicht, was den Handel in Schranken hält. 

Weynen loc» 200-240 Mart pre 4000 Kue nad Qualitat gefordert, 
fein gelb. märt. — M. ab Bahn bez, ver März — Mark dez, ver Mam 
April — Mark bez., per Avril⸗Mai 229—228 M. bez., per ee 155.5 
bis 225% Mark bez., per Juni⸗Juli 224—223½ Mark bez., per Juli⸗Augn 
213—212%½% Mark bez., per Septbr.⸗Octbr. 208 ½ —208 Mark bez e 
kündigt — Etr. Kündigungspreis — Mark. — Roggen loco 172—182 
N. bez. pro 1000 Kile nach Qualitat gefordert, kruſſiſcher — M. bez., ine 
länd. 178 M. ab Bahn bez, ver März und März⸗April 172 Mark bez. ver 
April⸗Mai 173173 —173 Mark bez., ver Mai⸗Juni 173—1734—173 
Mark bez, per Juni-Juli 171—172—171% M. bez., per Juli⸗Auguſt 164 
Mark bez., per September⸗October 161% Mark bez. Gekündigt — Gir. 
Kündigungsvreis — Mark. — Gerſte loco 137—200 Mark nach Qualitat 
gefordert. — Hafer loco 150 bis 163 Mark pro 1000 Kilo nach Qualitat 
gefordert, oſt? und weſtpreußiſcher 151155 Mark bez., ruſſiſcher 151 bis 
153 M. bez., pommerſcher, mecklenburgiſcher und uckermärkiſcher 155-158 
Mark bez., ſchleſiſcher 155 bis 158 Mark bez., böhmiſcher 155—158 Mark, 
ſein. weißer rufſiſcher — Mark ab Bahn ben, ver Marz — Mark dez, 
ver April⸗Mai 149 Mark bez., ver Mai⸗Juni 150% Mark bez., per Juni⸗ 

uli 152 M. bez, per Juli⸗Auguſt 153 M. bez. Gekündigt — Centner — 
Ründigungspreis — M. — Mais loco 143 bis 148 M. nach Qualität ges 
fordert, rumäniſcher — M. bez., ameriksniſcher — Mark ab Bahn 768 
te = Eir. Kündigungspreis — Marl. — Erbſen, Kochwaare, ! 
bis 205 Mark, Mart. 
Br. unverſteuert inch. Sack Nr. 00: 32,50 bis 30,00 M. bez., Nr. O: 30,00 
Nr. O u. 1: 29,00 bis 27,00 M. bez. — Roggenmehl pro 


& 


Futterwaare 155—166 Marl. — Weizenmehl pro 100 Kilo 


der Stelle gerührt. Dieſer Mehmed Paſcha it ein zum Jslam übergetre: | 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sad Nr. O: 25,75 bis 24,75 Mark bez., 


tener Ruſſe und dient der Türkei ſeit dreißig Jahren. Er ſteht beiſpiels⸗] Nr. O und 1: 


24,50 — 23,50 M. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. 0 


obne gag 24,05 
bez., obne Faß 52 M. bez., per März 52,4—52,6 Mark bez., per 
bez., per April⸗Mai 52,4 —52,6 
bez., per Juni⸗Juli — M. bez., per Juli⸗Auguſt — 

Detober — M. 


April 52,4—52,6 Mark 


Mai⸗Juni 53,2 M. 


M. bez., per September⸗October 56 —56, Mark bez., per 
Spiritus lece opne Faß 61,3—61—61,3 Mark bez., per März und März⸗ 
April 61—61,7 Mark bez., per April⸗Mai 5 
ni 61,5 bis 61,7 M. bez., per Juni⸗Juli 62,262, 
i⸗Auguſt 63,1 63,3 M. bez., ver Auguſt⸗September 63,3 —63,5 Mark 
ez, per Septbr.⸗October 59,7 59,8 Mark bez. 


vreis — Mark. 


ar 


NN 


BR 2 
und 1 4 5 per 
dez. il Mai 24,10 Mark dez, per Mal- Juni 24,10 Mark be, ver 
Juli 24,10 M. bey, ver Ne r — Mart der Gelündigt 505 C. 
d M. — Rüböl pro 100 Kilo loco mit Faß 52,3 Mark 


61,3 61,5 M. bez., per 


Gek. — Liter. 


Berliner Börse vom 11. März 1880, 


Fonds- und Geld-Course. 


Deutsche Reichs -Anl.|4 99,6 bz 
«onsolidirte Anleihe 4½ 105,99 8 
do. do. 1876 „4 99,60 bz 
taats-Anleihe .... 4 | 93,50 @ 
taats-Schuldscheine . 3½ 95,50 b 
Präm.-Anleihe v. 1855 3½ 144.50 bz 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 103,70 bz 
Berliner 41/3 104,00 B 
Pommersche 3½ 90,40 bz 
3 do. . . 4 | 99,75 bz 
2 do su. . 4½ 102,75 bz 
7 do. Lud ch. Ord. 4½ — — 
posensche neue. 4 99,20 B 
schlesische 3½— — 
Ludschaftl. Centralf4 100% bz 
3 Kur- u. Neumärk. 4 100,25 bz 
* Pommersche. . 4 | 99,90 oz 
3 Pposensche 4 | 99,60 8 
E Preussische . . . 4 | 99,60 bz 
Westfäl. u. Rhein. 489,80 8 
3 Sächsische 4 100 90 ba 
Schlesische . 4 99.80 8 
Badische Präm.-Anl. 4 136,25 8 
Baierische Präm.-Anl. 4 ‚135,35 8 
do. Anl. v. 18754 99,06 B 
Oöln-Mind, Prämiensch 3½ 133,90 bz 
Sächs. Rente von 187613 76,50 bzB 


Hypotheken- Certificate. 


nd Partial-Ob.|5 
Unkb,Pfd. * 


do. 0. 
Deutsche Hyp.-Bk.-Pfb. 
do do, 


110,09 6 


4½ 104,0 B 
5 104,90 @ 
Allg 
5 


100,40 0 
103,00 bz& 


do, . 2 
Kündbr. Cent.-Bod,-Cr.|41/3 102,60 B 


Unkündb. do. (1872))5 105,10 bz 
do, rückab. à 11005 113,00 B 
do. do. do. 4½ 106,70 bz 

Unk. H. d. Pr. Bd.-Ord.-B. 5 — — 

do. III. Em. do, 6 107,00 B 

Kündb.Hyp. Schuld. do. 5 — — 

Hyp.-Anth. Nord. G-C-B5 100,2 bz@ 

do. do. Pfandbr. . 6 | 99,00 bed 

Pomm. Hyp.-Briefe . . 6 10.86 @ 

do. do. II. Em. 56 103,0 etbzB 

Goth. Präm.-Pf. I. Em. 5 12140 ba 

do. o. UI. Em. 5 117,90 bz 
do. 5% Pf.rkzlbr. m. 110% 16,9% ba 
40. 4½ do. do. m. 110 4½ 102.25 bzG 

Meininger Präm.-Pfdb.] 4 124,0 0 

Pfdb.d.Oest.Bd.-Or.-Ge. 5 — — 

Bcohles, Bodener.-Pfdbr. 5 105,0 B 

do. do. 4½ 103,40 8 

Büdd,. Bod.-Ored.-Pfdb. 5 | — — 

de, do. 4½ 102.0 8 


— — — —— — 


Ausländische Fonds. 


Oest. e 9 875 Allg 


0. (4.0L 10. 
40. Goldrente . 4 
do. Papierrente . 
do. 54er Prem.-Anl. 4 
do, Lott.-Anl. v. 60.5 


do. Oredit-Loose . . fr. 
do, 64er Loose. fr. 


Nuss. Präm.-Aul, v. 64% 
do, do, 18665 
do, Orient-Anl, v. 18775 
do, II. do. v. 187805 
do. III. do. v. 187908 

do, Anleihe 1877. 5 

do. Bod.-Cred.-Pfdbr.|5 

do. Cent.-Bod.-Or.-Pfb. ö 


Buss,-Poln.Schatz-ObL/4 _ 


Poln. Pfndbr. III. Em. G 
Poln. Liquid,-Pfandbr.|4 
Amerik. rückz. p. 1881/6 

do. 850 Anleihe . 6 
Ital. 50% Anleihe 
Raab-Grazer 100 Thlr. L IA 
Rumänische Anleihe .|8 
Türkische Anleihe 
3 „ Goldrente .6 

0. 
ng. 50% 8t.-Eisnb.-Anl. lo 


. 4% 


„Ir. 


61,50-60 bz 
61,50 bz 
13,90 ba 
60.80 @ 
114.00 B 
123,30 bz@ 
541,00 B 
309,56 bzB 
160.10 bz 
143.20 bz 
59,25 br. 
69,30-59,40bz 
50,20 bi 


56.76 B 
101,40 etbaB 
101.80 bz 
81,60 B 
92,20 bzG 
10,90 ba 
87,10-87 ba 


Loose (A. p. St) fr. [213/75 bzB 


85,10 ba 


Schwedische 10 Thlr.-Loose — 
Finnische 10 Thlr.-Looge 50,69 bz 


Türken-Loose 30.00 bz 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotlen. 


do,Stargard-Posen/4 
do, 
do, 
do. Närschl.Zwgb.|3! 


Kl) 


Borg.-Märk. Serie II. 4½ — — 
do, III. 54 401 3½ 91,10 bzB 
do. do. 1. 4½ 103,30 B 
do. Hess. Nordbahnfs 10280 & 
Berlin-Gorli taz 5 102.6 B 
A Ara en: 414110140 B 
do. Lit. C. 4½ 101,25 @ 
Broesl.-Freib. Lit. DK. F. 4½ — — 
do. do. 6. 4½— — 
do. do. . 4½ 102 80 @ 
do. do. J. 4½ 102.80 8 
do. do. K. 4½ 10,0 @ 
do. von 18766 106,80 bz 
Breslau- Warschauer 6 — — 
Oöln-Minden III. Lit. A. 4 | 9.25 8 
do. Lit. B. 4½ 10,0 B 
. . . . IV. 4 99,10 0 
do. . VA 99,10 6 
Halle-Sorau- Guben 4½ — — 
Hannover-Altenbeken.4½ 100,30 8 
Müärkisch-Posener 4½ — — 
Biederschles.-Märk, I. 4 | 99,10 8 
do. do. II. 4 —- 
do, Obl. L. u. II. 499,10 @ 
do. Obl. III. 490.20 8 
Oberschles. 4. 44 — — 
do. B. 3½ — — 
do. G. 4 | 9,10 6 
do, DPWD27 .. 490,10 @ 
do, E.. 3½% 91,20 @ 
ta Wii 411 103,60 0 
de, 89 q . 4%/103,0 B 
do. 3 4½ 103,30 bz& 
do von 1879 .41,1103,90 ba 
do von 1873.44 | — — 
do, von 1874 4½ 103,25 @ 
do. Brieg-Neisse½ — — 
do, Cosel-Oderb.ſs 103,26 8 


do. II. Em. 4½ — — 
do, III. Em. 4½ — — 


a 
reuss, Südbahn . 4½ 02,4% hz@ 


te-Oder-Ufer-B, 4½ 103.0 G 
Bohlesw. Eisenbahn . 4½ 102% bad 


Oharkow-Asow gar. 5 | 91,50 6 
do, do. in Pfd. Sterl..5 55,00 B 
Obarkow-Kremen. gar. 6 | 58,50 bz 
do. do. in Pfd. Sterl. 5 — — 
Bjäsan-Koslow gar... 5 | 98,90 26 
Dux-Bodenbach ....5 | 54,75 8 
do, II. Em. 5 | 81,8% bz 
e Dun tr. 47,50 bad 
Gal. Carl-Ludw.- Bahn s | 91,40 bzB 
do. do. neue 5 | 84,00 bz 
Kaschau- Oderberg. 0 74,00 bzB 
Ung. Nordostbahn . . 5 | 71,25 bz 
Dung. Ostbahn ..... 6 | 67,75 etbzd 
iberg-Czernowitz 6 74,6 bz@ 
do, 4o. 115 15,00 bz 
do, do, III. | 23,60 vad 
do, do. IV.5 | 1050 8 
Mährische Grenzbahn 7 | 61,25 8 
Mähr.-Schl. Centralb, .| fr | 39,40 G 
Kronpr. Rudolf-Bahn „5 19 20 bz 
Oosterr.- Französische. 3 376,76 bzB 
do. do. II. 3 008 
do, südl, Staatsbahn 3 263.70 ba 
do. neue 3 263,20 ba 
do. Obligationen 5 | 93,46 bz 
Bamän, Eisenb.-Oblig. 0 | 96.80 bı@ 
Warschau-Wien IL. 5 [102,40 ba 
do, II. 5 [10,75 bz 
do. % ı] 09,09 b 
do, V. . 8 8,75 B 


Weohsel- Bourse. 

Amsterdam 100 FL ...| 8 T.) 3 16, 0 bz 
do. do. 2M. 3 168,65 dz 
Londen 1 Ltr. 3 M. 320,36 ba 
Paris 100 Fres . 8 Ts | 81,29 bz 
Petersburg 100 8R, „..| 3 Kk. 6 211,20 bz 
Warschau 100 SB. ...| 8 T.|6 213,25 br 
Wien 100 FI. 8 T. 4 171,70 bz 
do. do, „ 2H. 4 1715 bz 


Kurh. 40 Thaler-Loose 281.50 bz 
Badische 35 Fl.-Loose 172,00 ba 
Braunschw. Präm,-Anleihe 97,50 B 
Oldenburger Loose 155,00 bzB 


Dollar 4,215 6 
Oest, Bkn. 171,85 ba 


Ducaten 9.58 bz 
Sover. 20,39 6 


Napoleon 16,25 ba do. Bilbergd — — 
Imperials — — Russ. BKn. 213,60 52 
Elsenbahn-Stamm-Actlen. 
Divid, pro] 1878 ı 1879 
Aachen-Mastricht.| 1/g — 4 | 34509 bz 
Berg-Märkische .| 4 — 4 [107,10 d 
Berlin-Anhalt .„..| 5 — 4 108,90 bz 
Berlin-Dresden 0 — 415,50 628 
Berlin-Görlitz . . 0 0 4 235/90 bz 
Berlin-Hamburg . 10%½ [— 4 192,50 B 
Berl-Potsd.-Magdb | 3½ |4 4 | 99,30 8 
Berlin-Stettin ...| 3,6 4% 4 114.90 b 
Böhm. Westbahn. 5¼ — 5 95.30 bz 
Bresl. Frelb .. 314 | — (4 04,78 bz 
Cöln-Minden . 6, 8 4 14700 bad 
Dux-Bodenbach. B.] 0 60 4 | 71,00 bz 
Gal. Car!-Ludw.-B.| 8,214] — 4 111,25 bz 
Halle-Sorau-Gub. 0 0 4 | 23,60 bad 
Hannover-Altenb. 0 9 fr. — — 
Kaschau- Oderberg] 4 4 5 | 5350 bz 
Kronpr. Rudolfb,.| 5 6 5 66,20 bz 
Ludwigsh.-Bexb, .| 9 — 4 [196,50 bad 
Märk.-Posener 0 0 4 2990 d 
Magdeb.-Halberst. 9% |6 4 146,00 bzG 
Mainz-Ludwigsh, .| 4 — 4 104, 0 bz 
Niederschl.-Märk..] 4 4 4 99,78 B 
Oberschl. A. C. D. E. 8½ — 310181, bz 
o. B. Ba — 3½ 150, bz 
Oesterr.-Fr. St.-B.| 6 — 4 1471.50-68,50 
Oest, Nordwestb..| 4 — 5 28800 bzB 
Oest,Südb.(Lomb,)| 8 6 4 148.007,80 
Ostpreuss, Südb, .| 0 eo 4 | 56,50 dz 
Rechte-O.-U.-B. .| 7 — 4 14200 bz 
Reichenberg-Pard.| 4 4 4½ 57,00 bed 
Rheinische 7 7 4 157,90 bz 
do. Lit. B. (40% gar.) 4 4 4 95,90 bz 
Khein-Nake-Bahn ] e 0 4 11,50 bz 
Rurän.Eisenbahn| 2 — 4 | 49,69 dz 
SchweirWestbahn! 0 — 4 | 19,10 bag 
Stargard-Posener .| 4½ 4½ 4½ 10.5% bzB 
Thüringer Lit. A.] 8 — 4 [166.75 bzB 
Warschau-Wien . 9165| — 4 24260 526 


Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Aotlen. 


93,00 bd 
23,50 bed 


ze bad 


Tarnowitz. Bergb.] 0 
Vorwärts hütte. 0 


Bresl, E.-Wagenb. 
do, ver. Oelfabr. 


Berlin-Dresden 0 — 18 40,090 b2G 
Berlin-Görlitzer „| 1 — |5 | 13,75 bz 
Breslau-Warschau| 0 — 6 |] 40,90 dz 
Halle-Sorau-Gub. 0 — 56 83,80 br 
Kohlfurt-Falkenb.] U 0 5 40,00 bad 
Märkisch -Posener] 5 5 6 100,75 br@ 
Magdeb.-Halberst. | 4½ | 3½ 3½ 88,40 bz@ 
do, Lit. O.] 5 5 5 1210 bz 
Ostpr. Südbahn. .| 5 5 ss | 98,75 bz 
Posen-Kreuzburg 2% — 16 73.60 bzB 
Rechte-O.-U.- B. .| 7 — 6 14180 bz@ 
Rumänjier 8 8 |8 109,00 bad 
Saal-Bahnn 0 9 s | 45,50 bag 
Weimar-Gera . . 0 99 6 134,56 bz 
Bank-Papiere, 
Allg.Deut.Hand.-@| 2 2 4 1 68,09 G 
Berl. Kassen-Ver.| 88½9 8% 4 170,59 @ 
Berl. Handels-Ges.| 6 4 |197,25 bd 
Brl.Prd.-u.Hdls,-B.| 0 4½ (4 76,50 bz& 
Braunschw. Bank 4½ 4½ 4 | 8,00 @ 
Bresl, Disc.-Bank.| 3 5½ |4 | 96,50 ba 
Bresl. Wechslerb.| 8% |6 |4 | 98,08 B 
Coburg.Cred.-Bnk.| 4½ | 5 |4 | 90,50 ba 
Danziger Priv.-Bk.| 5½/ |5 4 |169,50 G 
Darmst. Creditbk.| 634 | — 4 1148.50 bza 
Darmst, Zettelbk.) 51, 5½ 4 106,60 bd 
Deutsche Bank 6½ | — 4 [144,50 bz 
do. Reichsbank 65 5 1½ 182,75 bzB 
do. Hyp.-B. Berl. 6½ |6 |4 | 92,75 b 
Disc.-Comm.-Anth.] 6½ — 4 187, bz 
do. alt.] 6½æ | — 4 189,807, 28 
Genossensch.-Bnk.| 5½ 7 4 111,50 ba 
do, junge) 5½ 7 4 109,5 6 
Goth. Grunderedb.] 6 — 4 50 B 
do, junge) 6 — 4 | 94,00 bz 
Hamb, Vereins-B.| 73,4 |7 A | —— 
Haunov. Ban 5½ 4½ 4 102,48 B 
Königsb.Ver.-Bnk.| 6 5 4 | 97,76 bz 
Lndw.-B. Kwileckif 4 p — 4 — — 
Leipz. Cred.-Anst.] 6% 10 4 1160.40 bzB 
Luxemburg. Bank 1½ | — 4 139,0 bzB 
Magdeburger do. | #0 | 57¼½ |4 113.25 @ 
Meininger do, | 2½ — 4 1101,26 bB 
Nordd, Bank ...| 8% | 10 4 163,90 B 
Nordd.Grunder.-B.| 0 — 4 | 61,00 bz 
Oberlausitzer Bk.| 4 4% 4 | 87,00 br 
Oest, Ored.-Actien| 8%, | 111/,|4 1625,50-25,50 
Posener Pro.-Bank 4 7 (4 [lie, 50 B 
Pr. Bod.-Cr.-Act.-B.] 5 — 4 93,0 bz& 
Pr. Oent,-Bod.-Ord.| 814 | — 4 127% baz 
Sache. Bank. 6% 6 4 119,60 bxB 
Schl. Bank-Verein| 5 6 4 [106,75 B 
Weimar. Bank 0 — 4 | 41,60 @ 
Wiener Unionsbk,| 5 6 4 j208G 
In Liquidation, 
Berliner Bank — — fr. —— 
Centralb, f.Genoss.| — — ftr. 45,00 8 
Sächs. Cred.- Bank — — tr. — — 
Schl. Vereinsbank — — fr. — — 
Thüringer Bank .| — — [fr.1201,50 0 
Industrle-Paplere. 
p. Eisenbahnb.-@.| 0 — 4 | 10,00 be 
do. Reichs- u. Co. -B. — — ftr. — 
Märk.-Sch. Masch G 0 — 4 | 37,00 bz 
Nordd. Gummifab,| 4 1½ |4 | 45,50 eibz@ 
Pr. Hyp.-Vers.-Act.] 5 2 4 89,50 8 
Schles. Feuervers. 21 — fr. 1065 B 
Donnersmarkhütt.| ½ 1½ |4 64.25 bz 
Dortm. Union 0 — 4 14,00 bz@ 
do. abgest. 0 — 4 —— 
do. St.-P.Lit. A.] © — 6 | 97,09 ba 
Königs- u.Laurah,| 1½ | — 4 [129,10 d 
Lauchhammer 0 — 14 | 46,50 bzB 
Marienhütte . 2½ — 14 77,25 bed 
Cons. Redenhütte,| 4 — 4 [21400 B 
do. Oblig.] 6 6 46 103,00 bzB 
Schl.Kohlenwerke| 0 — 4 | 16,00 bzB 
Schl,Zinkh.-Actien| 5; | — 4 [101,00 bz 
do. St.-Pr.-Act. Big | — [414110550 bzB 
Oppeln. Portl. Cem. 3½ | — |4 | 6425 @ 
Groschowitzer dto.| 2 4 67,25 8 


do. Strassenbahn] 6 
Erdm, Spinnerei 0 
Görlitz. Eisenb.-B. 
Hoffm.’sWag.Fabr 
O.-Schl. Eisenb.-B.| ® 
Schl. Leinenind, | 6 
do. Porzellan 
Wilbelmsh. MA. 


66,50 dz 
97,00 dad 


41,00 b20 
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Bank -Discont 4 t. 
Lombard -Zinsfuss 5 pt. 
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Min 2110 Men det. pet Mängel 24,10 Mal], Srl, I. Mun, 15 bgtbeken, Ans OrundhädiBerlät nen] = 
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e es Oſter⸗ 
das Hypotbeken⸗Geſchäft, ohne daß es auch 


voriger Woche einiges Leben in 
dieſem Termine verfügbar 


nur im Entfernteſten gelungen wäre, allen 


werdenden Capitalien Unterkommen zu verſchaffen. Die Erwerber der in Ch 


4% 4 in Tagen verſchloſſenen erſten Hypotheken mußten ſich entweder mit 
2 
debnen, als ſie ſeither gewohnt waren. Von zweiten Eintragungen fanden 
einige Umſätze zu billigen Zinsſätzen ſtatt. Das Grundſtückgeſchäft war in 
letzter Woche nicht ſonderlich lebhaft, dagegen zeigt ſich im Gütergefhäft in 
dieſem Jahre ſehr zeitig Leben, indem einige große ſchleſiſche Güter in den 
letzten Tagen verkauft wurden. 


Breslau, 12. März, 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am heutigen 
3 war im Allgemeinen ruhig, bei mäßigem Angebot Preiſe under: 
ndert. 

Weizen, nur feine Qualitäten preishaltend, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 19,70 bis 21,30 — 22,20 Mark, gelber 19,70—20,90 bis 21,60 Mark, 
feinſte Sorte Über Notiz bezablt. 

Roggen bei mäßigem . unverändert, pr. 100 Kilogr. 16,70 bis 
17,20 bis 17,50 Mart, feinſte Sorte über Notiz bezablt. 

Gerſte, feine Qualitäten preishaltend, pr. 100 Kilogr. 15,70 bis 16,80 
Mart, weiße 7,00 bis 17,40 Mark. 

Hafer behauptet, pr. 100 Kilogr. 14,70 bis 15,40 bis 15,80 Mark. 

Mais ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. 15,00 — 15,50 — 16,00 Mark. 

Erbſen mehr angeboten, pr. 100 Kilog. 18,50 — 19,60 bis 20,20 
Mark, Victeria⸗ 21,00—22,00—23,50 Mark. 

Bohnen ohne Angebot, pr. 100 Kilogr. 20,50 — 23,50 23,00 M. 
Lupinen, nur feine Qualitäten behauptet, pr. 100 Kilogr. gelbe 7,20 
bis 8.00 —8,40 Mark, blaue 7,10—8,00 8,30 Mark. 

Wicken unverändert, pr. 100 Kilogr. 13—13,50—14,20 Mark. 

Oelſaaten ſchwach zugeführt. 

Schlaglein ſchwach angeboten. 

Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat ... 26 — 25 — 22 0 


Winterraf; sds 22 75 22 — 21 
Winterrübſen 22 25 21 25 20 75 
Sommerrübſen 22 75 22 — 20 50 
Leindottenr 21 75 21 25 20 50 
Rapskuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 6,50—6,70 Mark, — fremde 


6,10—6,30 Mark. 

Leinkuchen in ruhiger Stimmung, pr. 50 Kilogr. 9,50—9,70 Mark. 

3 ae ſchwach zugeführt, rother unverändert, pr. 50 Kilogr. 32 
bis 39—44—48 Mark, weißer preishaltend, 44—53—62—74 Mark, boch⸗ 
feiner über Notiz. 

Tannenklee unverändert, pr. 50 Kilogr. 40—48—58 Mark. 

Toymothee unverändert, pr. 50 Kilogr. 18—22—25 Mark. 

Mehl ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 30,50—31,50 
Mart, Roggen fein 26,50—27,50 Mark, Hausbaden 25,50 —26,50 Mark, 
Roggen⸗Fultermehl 10,90 —11,80 Mark, Weizenkleie 10,20—10,70 Mark. 

pa 2,50—2,80 Mark pr. 50 Kilogr. 

oggenſtrob 19,00 —21,00 Mark pr. Schock & 600 Kilogr. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


März 11., 12. | Rahm. 2 U. | Abends 10 U.] Morgens 6 U. 
eg G + 5%. — 00,1 — 45 
Luftdruck bei 0 (mm) 759,0 763,5 765,9 
Dunſtdruck (mm) .... 5,0 3.0 2,8 
Dunſtſättigung (pCt.) 76 67 88 
Din rel N 2. N. 3. N. 1. 
Wie ats je wolkig. beiter. heiter. 


Breslau, 12 März [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 70 Cm. U.⸗P. 2 M. 105. 
„77 „ ——rjc————ĩ—r5—ů 2—FVů———— — — 


Telegraphiſche Depeſchen. 
5 (Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
Wien, 11. März. Der Kaiſer erwiederte auf die Glückwünſche 


der von der Stadt Wien an ihn abgeſendeten Deputation, daß auch 81 


er die Verlobung des Kronprinzen als ein für die Gegenwart und 
für die Zukunft Glück verheißendes Ereigniß betrachte, und ſprach 
ſeine Freude aus über die allgemeine herzliche Theilnahme, die ſich 
aller Orten kundgebe. 

Wien, 11. März. Meldung der „Polit. Correſp.“ aus Konſtan⸗ 
tinopel: Die zwiſchen Rußland und der Türkei wegen der Ver⸗ 
pflegungskoſten der beiderſeitigen Gefangenen während des letzten 
Krieges ſtattgehabte Verrechnung iſt beendet. Die Bezahlung des 
ruſſiſchen Guthabens, in Höhe von 470,000 Rubeln in Papier, hat 
nunmehr vertragsmäßig zu erfolgen. 

Wien, 11. März. Der Budgetausſchuß nahm die Regierungs⸗ 
vorlage über die Forterhebung der Steuern an und beſchloß, bezüglich 
der verlangten Creditoperation von 20 Millionen Goldrente die 
Einſetzung eines 3gliedrigen Comités. In dieſes Comité wurde nach 
dreimaligem Wahlgange gewählt: Clam, Dunajewski und Hohenwart. 
Wolfrun lehnte ab. 


Nom, 11. März. Berathung über das Budget des 


Kammer. 


Miniſteriums des Aeußern. In Begründung der angekündigten |n 


Interpellation ſagte Martelll, Italien würden Eroberungsideen zu: 
geſchrieben. Die Regierung möge deutliche Erklärungen abgeben, um 
die Beſorgniſſe zu zerſtreuen. Die Aufrechterhaltung der freund⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen mit den Mächten ſei eine Nothwendigkeit; 
er erkenne die Unvollſtändigkeit der italieniſchen Grenze an, halte 
aber die Freundſchaft mit Oeſterreich für wichtiger. Die äußere 
Politik der Regierung dürfe durch die Agitation nicht geſtört werden. 
Italien müßte eine Defenfiopolitit verfolgen, ohne jedoch bei etwaigen 
das Gleichgewicht Europas ſtörenden Kriegen gleichgiltig zu bleiben. 
Italiens geographiſche Lage verbiete die Beobachtung abſoluter Neu⸗ 
tralität. Morgen Fortſetzung der Debatte. 

Paris, 11. März. Die Deputlrtenkammer ſetzte die Berathung 
des Zolltarifs fort und genehmigte einen Zoll von 30 Fred, für 
Pferde, von 18 Fred. für Füllen und von 6 Fred. für Ochſen. 

Paris, 11. März. Die Miniſter waren heute Vormittag bei 
dem Conſeilspräſidenten Freyeinet zu einer Berathung verfammelt. — 
Die Linke der Deputirtenkammer hat dem Vernehmen nach beſchloſſen, 
die Interpellation an die Regierung nicht vor der zweiten Berathung 
des Ferry ſchen Unterrichtsgeſetzes im Senate einzubringen. 

Brüſſel, 11. März. Die Kaiſerin von Oeſterreich iſt heute früh 
um 7 Uhr 50 Minuten hier eingetroffen und am Bahnhofe von 
dem König und der Königin, ſowie ſaͤmmtlichen Mitgliedern der 
königlichen Familie empfangen worden. 

London, 11. März. Das Unterhaus nahm den Nachtra gscredit 
für den Zulukrieg mit 1,125,000 Pfd. St. an. Northcote bringt 
das Budget ein, wonach das Deficit des laufenden Jahres 3,340,000 
Pfd. St. beträgt. Der Voranſchlag für das nächſte Jahr beziffert 
die Ausgaben auf 81,486,000 Pfd. St., die Einkünfte auf 8 1,560,000 
Pfd. St., den Ueberſchuß auf 74,000 Pfd. St. Dazu kommen 
700,000 Pfd. St., die aus der Modification der Erbſteuern erwartet 
werden, mithin beträgt der Ueberſchuß 774,000 Pfd. St. 

Petersburg, 11. März. Der Herzog von Edinburg hat heute 
Nachmittag 1½ Uhr die Rückreiſe nach England angetreten. 

Bukareſt, 11. März. Der franzöfifhe Geſandte Ducros⸗Auber 
überreichte heute dem Fürſten ſeine Creditive. 


Southampton, 11. März. Der Dampfer des Nord Lloyd 
„General Werder“ iſt hier eingetroffen. deutſchen Lloy 


Berlin, 12. März. Der Abg. Dr. Lasker hat ſeinen Austritt 
aus der nattonal-liberalen Fraction des Reichstages angezeigt. Er 
wird ſich keiner anderen Fraction anſchließen. (Trib.) 


IF a ORTE TERN: EEE TREE EEE 
eee 
Telegraphiſche Courſe und Boͤrſen ⸗Nachrichten. 
(W. T. B. ris, 11. März, Abends. [Boulebarb: Berteht] 
3proc. Rente —, —. Neueſte Anleihe bon 1872 116, 40. Zürten 189 
10,60. Neue Egypter 278, 75. Banque ottom. —, —. — — 81, 35. 
emind —, — Oeſterr. Goldrente 74%. Ungar. Goldrente 87% 
Spanier erter. —, —. Spanier inter. —, —. 1877er Ruſſen 89%. Türken⸗ 


Zinſen begnügen, oder die Beleihungsgrenze bedeutend weiter aus⸗ | [ooji 


oſe —, —. Orient —, —. Lombarden —, —. Felt. 

Frankfurt a. M., 11. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 49. Pariſer Wechſel 81, 17. Wiener 
Wechſel 171, 80. Köln⸗Mindener Stamm⸗Actien 146%. Rhein. Stamm- 
Actien 157%. Heſſ. Ludwigsbahn 103%. Köln⸗Mindener Prämien⸗Anthe 
133%. Reichsanleihe 99%. Reichsbank 152%. Darmſtädter Bank 150% 
Meininger Bank 101%. Oeſterr.⸗Ungariſche Bank 721, 50. Creditactien 
262%. Silberrente 61%. Papierrente 60%. Goldrente 73%. Ungariſ 
Goldrente 87%. 1860er Looſe 123%. 1864er Looſe 307, 50. Ungarif 
Staatslooſe 213, 00. Ungar. Oſtbahn⸗Obligationen II. 79. Böhm. Me 
bahn 191%. Eliſabetbbabn 160%. Nordweſtbahn 144. Galizier 222% 
Bramofen?) 234%. Lombarden*) 73%. Italiener —, —. 1877er Ruſſen 

7%. II. Orientanleihe 59%. Central⸗Pacific 110%. Schweizer Central 
bahn —. Ludwigshafen⸗Bexbach —. Matt. N 1 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 262%, Franz. 234, Galizier — 
Oeſterr. Goldrente —, Ungar. Goldrente —, —, Orientanleihge — 
III. Orient⸗Anleihe — Lombarden —. ; 

9 er med Si per alla (Schluß 4 

amburg, 11. März, Nachmittags. uß⸗Courſe.] Hamburg® | 
St.⸗Pr.- A 1965 Silberrente 61%, Oeſterr. Goldrente 73%, Uns Gere 
7, Credit⸗Actien 263%, 1860er Looſe 124%, Franz. 585, Lombardel 
182, Italien. Rente 81%, 1877er Ruſſen 87%, II. Orient⸗Anleihe 57% 
Vereinsbank 123, Laurabütte 129%, Norddeutſche 163, Commerzbank 117 
Anglo⸗deutſche 30%, 5% Amerikan. 957, Köln⸗Mind. St. A. —, Rhein. 
Eiſenbahn 157%, do. junge 150, Berg.⸗Märk. do. 1077, Berlin⸗ Ham. 
do. 192%, Altona⸗Kiel. do. 138%, Disconto 2%. Preuß. Aproc. Conjol 
99%, öſterr. Nordweſtbahn —. — Schluß etwas feſter. 

Hamburg, 11. März, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen leco rubi) 
auf Termine feſt. Roggen loco ſtill, auf Termine ruhig. Weizen 
April⸗Mai 226 Br., 225 Gd., pr. Mai⸗Juni 226 Br., 225 Gd. Roggen 
pr. April⸗Mai 166% Br. 165% Gd., pr. Mai-Juni 166% Br., 165% Gd. Hall 
feſt. Gerſte ruhig. Rüböl ruhig, loco 56, pr. Mai 56. — Spirit 
ruhig, pr. März 50% Br., pr. April⸗Mai 50% Br., pr. Mai⸗Juni 50% 
Br., pr. Juni⸗Juli 51 Br. Kaffee rubig, Umſatz 3000 Sack. — Petroleum 
behauptet, Standard wbite loco 7, 10 Br., 7, 00 Go., pr. März 7, 00 Gd 
pr. Sende 1 5 8,10 On 1 Schön. 1 6 

iverpool, 11. März, Vormittags. aumwolle.] (Anfangsbericht) 
6000 K en tene 5000 Ballen. Ruhig. Tagesimport 8000 5 davon 
ö rikaniſche. 

Liverpool, 11. Marz, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht) 
Umſatz 5000 Ballen, davon für Speculation und Export 500 Ballen- 
9 5 5 7h amerikaniſche April⸗Mai⸗Lieferung 7, Mai: N 

32 95 

Upland good ordinär 6%, Upland low middl. 7%, Upland middl. 7% 
Mobile middl. 7%, Orleans good ordinär 6%, Orleans low middl. 7% 
Orleans middl. 7%, Orleans middl. fair 8%, Pernam fair 7%, Sant 
fair —, Bahia fair —, Maceio fair 7%, Maranham fair 7%, Egyptian 
brown middl. 6%, Egyptian brown fair 7%, Egyptian brown good fair 7 
Egyptian white middl. —, N white fair 7%, — K white 900 
fair 7%, Smyrna fair —, M. G. Broach fair —, Dhollerah middl. * 
Dbollerah good middl. 4%, Dbollerab middl. fair 5%, Dhollerah fair? 
Dbollerah good fair 6%, Dhollerah good 6%, Oomra fair 5i%,, Dome 
good fair 6%, Domra good 6%, Seinde fair 5%, Bengal fair —, Bene! 
Rad fair 5%, Madras Tinnevellh fair —, Madras Tinnevelly good fair Ar 

adras Weſtern fair 5%, Madras Weſtern good fair 6%. Ben 

Peſt, 11. März, Vormittags 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen 
loco und Termin luſtlos, per Frühjahr 14, 20 Gd., 14, 25 Br. — Hafer 
per Srübiabr 7, 67 Gd., 7, 70 Br. Mais per Mai⸗Juni 8, 85 Gd 
8, 90 Br. — Kohlraps per Auguſt⸗Septbr. 13%. — Wetter: Prachtpoll. 

Paris, 11. März, Nachmittag. L Productenmarkt.] (Schluß bericht) 
Den: feſt, per März 33, 60, per April 33, 10, per Mai⸗Juni 32, 20 
per Mai⸗Auguſt 31, 50. — Mehl feſt, per März 67, 25, per April 67, 500 
ver Mai⸗Juni 67, 00, ver Mai⸗Auguſt 66, 00. — Rüböl behauptet, per Mär 
77, 00 per 8 70, Det Mia 94 70, 50, per 8950 bee 
„00. — Spiritus matt, per 25, i „ 

u“ 40 5 M N x 0 en 

ar . März, Nahm.. Robzucker ſteigend, Nr. 10/13 März 
per 100 Algr. 60, 00, 7/9 per März per 100 Mar 66, 00. daher Zucker 
weichend, Nr. 3 per 100 Kilogr. per März 68, 75, per April 69, 00, 


EURE 15 75 4 
ondon, 11. März. Havannazucker Nr. 12 25½. Feſt. 
Glasgow, II. Marz. Robeiſen 59. Ar Ses 
Antwerpen, 11. März, Nachm. 4 Uhr 30 Minuten. Petroleummarlſ 
(Schlußberich). Naffinirtes, Tove weiß, loco 18% bez. u. Br., per Anl 
19 Br., per Septbr. 20 Br., per September⸗December 20% Br. — Rubi 5 
Bremen, 11. März, Nachmittags. Petroleum feſt. (Schlußberich!) 
Standard white loco 7, 20, per April 7, 25, per Mai 7, 40, per Auguſ⸗ 
December 8, 00. Alles bezahlt. 


London, 11. März. [Bankausweis.] Totalreſerve 17,093,000 ® 
St., Notenumlauf 26,553,000 Pfd. St., Baarvorxath 28,646,000 Pfd. t, 
Portefeuille 21,144,000 Pfd. St., Gutbaben der Privaten 25,385,000 Pfd. 
St., Guthaben des Staatsſchatzes 10,809,000 Pfd. St., Nolenreſerb 


unverändert. 


—u—v— ñ 2 


g j Mithin pro 1880 meht 
Einnahme bis Ende Februar 1880õ 090 


— * 


Re ‚U— 2 


15,708,000 Pfd. St., Regierungsſicherheit —, — Pfd. St. 
. 11. März. [Ausweis der Reichsbank] vom 8. Min 
St. 
Creditbill. im Umlauf 716,515,125 Rbl. 
Notenemiſſion für Rechnung der 
Succurri . 413,000,000 Rbl. Zun. 1,700,000 Rl. 
eee der Bank an die Staats⸗ 
eglerung. . . 13,443,228 Rbl. Bun. 10,084,303 Nl, 
„) Ab: und Zunahme gegen den Ausweis vom 13. Februar. 
re Berlin-Görliger Eiſenbahn. h 
Die Einnahmen pro Monat Fehn 1880 betragen (nrontjocijeb ermittell 
Y aus dem Perſonen⸗Verke hre 81,769 Mark 
2) aus dem Güter: und Vieh⸗Verlehk te 331,831 „ 
ard ed een wine rh.sne e 
nd Summa pro Februar ... 439,728 Marl 
Die Einnahme pro Februar 1879 beträgt (definitiv 
feſtgeſtellt) 394,348 Mark 
45,380 Mark 
849,119 
" 590 796,408 „ — 
Mithin pro 1880 mehr .... 52,711 May 
[Militair⸗Wochenblatt.] Kupſch, Major a. D., zuletzt Hauptmam 
und Comp ⸗Chef im 4. Magdeb. Inf. ⸗Regt. Nr. 67, mit der Erlaubniß Ilm 
ferneren Tragen der Unif. des geu. Regts. zur Disp. geſtellt. v. DU 
fels, Oberſtlt a. D., zuletzt Major in der 6. Gend.⸗Brig. mit der Erla) 
niß 5 ferneren Bat der Unif. des Colberg. Gren.:Regt3. (2. Pom, 
Nr. 9, zur Disp. geſtellt. anke, 99 5 beim Füſ.⸗Bat. 1. Sahle f 
Gren.⸗Regts. Nr. 10, zum Zahlmeiſter ernannt. 5 
Die beliebteſten Romane 8 2 
Karl von Holtei's: Speeialite. 
Chriſtian Lammfell. Druck- Arbeiten jeder Art, 
5 Theile in 1 Bande. beg Mon. Tae v ’ 
Broſchirt 6 Graveur-Arbeit. (Siegelu. Stem 
Die Vagabunden. 
3 Theile in 1 Bande. 
5. Bohne 
Broſch. 4 M. 50 Pf. Geb. 5 M. 50 Pf. 
Verlag von Eduard Trewendt 4 . 
in Breslau. r Ya in eleg. E 2 
ſind durch alle Audbandlungen zu | Bei Eins, d. Betrages franoo 
aben. 


0 Artist. Inf. M. Spiegel, ee 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. (In Vertretung: Karl zei! 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau 


4. Auflage A e 
er Enren-Burger Diplome, fare, 
— 2 — 11800 


— 
2¹ Ansichten in Aduarel- Men 


